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— Wortbeitrage

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Frak-
tionen von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ab.

2 Erdogans Einfluss auf den Islamunterricht in Zeiten des aufflackern-
den Antisemitismus’: NEIN zur Mitwirkung von DITIB im staatlichen
Schulwesen! 19

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/14062

Ausschussprotokoll 17/1614

Stellungnahme 17/4477
Stellungnahme 17/4478
Stellungnahme 17/4495

— Abstimmung gemal} Vereinbarung der Fraktionen
— Wortbeitrage

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU, SPD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD.

3 Verordnung zur Anderung von Verordnungen iiber die im Schulbe-

reich zur Verarbeitung zugelassenen Daten: 22

— Verordnung uber die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von
Schiilerinnen, Schiilern und Eltern (VO DV I),

— Verordnung uber die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von
Lehrerinnen und Lehrern (VO DV Il) und

— Verordnung uber besondere Zustandigkeiten in der Schulaufsicht
(ZustVOSchAuf)

Unterrichtung
des Prasidenten des Landtags
Drucksache 17/15760

Vorlage 17/6049
— Wortbeitrage

Der Ausschuss stimmt der Vorlage einstimmig zu.
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4 Kinder ernst nehmen - Lernfreude fordern — Bildungsgerechtigkeit her-
stellen! Schulleitungsvotum der aufnehmenden Schule auf der Grundlage
eines aussagekraftigen Grundschulgutachtens als verbindliches Kriterium
fir die Weiterfuhrung der Schullaufbahn festlegen. 25

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/15452

— Wortbeitrage

Der Ausschuss kommt uberein, eine schriftiche Anhorung
durchzufihren. Pro Fraktion kann eine Sachverstandige bzw.
ein Sachverstandiger benannt werden.

5 Schulbetrieb in Pandemiezeiten 26
— mundlicher Bericht der Landesregierung

— Wortbeitrage

6  Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen — gesichert, gestarkt und
qualitativ verbessert 40

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5796

— keine Wortbeitrage

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit tber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.

7  Sachstand Entfall heimatsprachliches Unterrichtsangebot fur Grund-
schilerlnnen in Bonn (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 1]) 41

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/6105

— keine Wortbeitrage
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10

Geplante Bildungsgutscheine im Forderprogramm Extra-Geld (Bericht
beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 2]) 42

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/6133

— keine Wortbeitrage

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit uber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.

Sachstand Exernenpriifung web-individualschule (Bericht beantragt von
der SPD [s. Anlage 3]) 43

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/6146

— keine Wortbeitrage

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit uber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.

Behandlung von Petitionsangelegenheiten 44

Petition 17-P-2021-15908-01
Vorlage 17/5694

Petition 17-P-2020-19679-00
Vorlage 17/5695

— keine Wortbeitrage

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit Gber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.
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11 Verschiedenes 45

Der Ausschuss kommt Uberein, am 18. Januar 2022, 14:00 Uhr,
eine Anhorung zum Gesetz zur Modernisierung und Starkung
der Eigenverantwortung von Schulen (16. Schulrechtsande-
rungsgesetz), Verordnung zur Anpassung schulrechtlicher
Vorschriften, durchzuflhren. Pro Fraktion kdnnen unabhangig
von den kommunalen Spitzenverbanden bis zu drei Sachver-
standige benannt werden.
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Vor Eintritt in die Tagesordnung

Vorsitzende Kirstin Korte gibt den Hinweis, der Altestenrat habe sich darauf verstén-
digt, bis zum 31. Januar 2022 Abstimmungen in Fraktionsstarke durchzufihren.
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1 NRW braucht eine Personaloffensive fiir mehr Bildungsgerechtigkeit

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/14074

Ausschussprotokoll 17/1594

Stellungnahme 17/4427
Stellungnahme 17/4429
Stellungnahme 17/4431
Stellungnahme 17/4428
Stellungnahme 17/4417
Stellungnahme 17/4426
Stellungnahme 17/4447
Stellungnahme 17/4451

— Abstimmung gemal Vereinbarung der Fraktionen

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Schule und Bil-
dung am 16.06.2021)

Jochen Ott (SPD) ist der Meinung, die Anhdrung sei sehr spannend gewesen, in der
sehr viele Hinweise gegeben worden seien, welche Mallhahmen zu ergreifen seien,
um kinftig den Bedarf an Fachkraften decken zu kdnnen. Bedauerlicherweise sei es
unabhangig von der Frage, wie das Regierungshandeln zu beurteilen sei, gemeinsam
nicht mdglich gewesen zu klaren, wie vorgegangen werden solle, damit in den Jahren
2027/2028 nicht ein groRes Problem entstehe, weil sich der Lehrkraftemangel bis da-
hin weiter zugespitzt habe.

In den vergangenen 200 Jahren seien Uber alle Systeme hinweg immer wieder die
sogenannten Schweinezyklen bei der Lehrkrafteversorgung zu verzeichnen gewesen.
Wahrend dieser Zeit sei es dem Staat nie gelungen, uUber einen langen Zeitraum fur
einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage zu sorgen. So habe es Phasen ge-
geben, in denen es viel zu viele Lehrkrafte gegeben habe, aber ebenso wurde in Pha-
sen auch verzweifelt nach Lehrkraften gesucht. Zeitweise seien auch wesentlich Gber
den Bedarf hinausgehend Lehrkrafte ausgebildet worden, von denen dann viele in an-
dere Bereiche gewechselt seien.

Nach Ansicht der Fraktion der SPD stehe die nachste Katastrophe bevor. Die Wissen-
schaftler, von denen der Lehrkraftebedarf ermittelt werde, prognostizierten massive
Probleme vor allem im Bereich der MINT-Facher. Dies gelte ebenso fur den Bereich
der Grundschullehrkrafte. Insbesondere aufgrund des Rechtsanspruchs auf die Ganz-
tagsschule sei mit massiven Personalproblemen im Bereich der multiprofessionellen
Teams zu rechnen. Es seien erhebliche Kraftanstrengungen erforderlich, um diesen
Problemen zu begegnen.
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Dazu gehore uber alle bendtigten Professionen hinweg eine massive Ausweitung der
Zahl der Studien- und Ausbildungsplatze. Insbesondere bei den Hochschulen musse
gepruft werden, weshalb Studiengange nicht abgeschlossen werden. Der Prasident
der Landeshochschulkonferenz habe darauf hingewiesen, Studierende seien verloren
gegangen, weshalb vorhandene Studienplatze nicht besetzt seien. Von den Industrie-
und Handelskammern sowie den Handwerkskammern sei auch immer wieder zu ho-
ren, dass es nicht gelinge, alle vorhandenen Ausbildungsplatze zu besetzen. Insofern
sei von einem Teil der jungen Menschen nicht bekannt, welche beruflichen Zielsetzun-
gen diese jungen Menschen verfolgten. Daher bestehe Handlungsbedarf, indem ge-
meinsam mit den Hochschulen gepruft werde, wie in dieser Hinsicht weiter vorzugehen
sei. Ebenso sei dringend eine Losung erforderlich, um Studierende an den Hochschu-
len zu halten. Vor diesem Hintergrund hatte er sich ein gemeinsames Vorgehen ge-
wunscht.

Ein weiterer Punkt sei eine attraktivere Gestaltung des Berufs fur Lehrkrafte. Das
Thema einer Besoldung nach A 13 sei dabei ein entscheidender Punkt. Bedauerlicher-
weise sei insbesondere im Bereich der Bachelor-Studiengange fur die Sekundarstufe
| und das Berufskolleg ein deutlicher Einbruch bei den Studienanfangern festzustellen.
Durch den uberproportionalen Ruckgang werde eine deutliche Antwort auf die im
Landtag geflihrten Diskussionen gegeben, ob Grundschullehrkrafte inren Beruf aus-
ubten, weil sei von ihrer Tatigkeit Uberzeugt seien und Uber die notwendige Motivation
verfugten. Ein Ruckgang von 27 % bei den Studienanfangern fur den Bereich der Stu-
diengange fur das Berufskolleg spreche ebenfalls eine deutliche Sprache.

Vor dem Hintergrund habe er die Befurchtung, seine zu Beginn genannte Prognose
werde sich bestatigen. Deshalb sei von besonderer Bedeutung, die Attraktivitat dieser
beiden Bereiche durch eine hdhere Bezahlung zu erhéhen.

Unabhangig vom Ergebnis der Abstimmung Uber den vorliegenden Antrag empfehle
er der Landesregierung, die Probleme in Angriff zu nehmen, weil es sonst spatestens
im Jahr 2027 zu bésen Uberraschungen kommen werde.

Sigrid Beer (GRUNE) betont, die aufgezeigten Probleme und wahrzunehmenden Auf-
gaben wurden unabhangig von der jeweiligen Regierungskoalition die Arbeit der Lan-
desregierung begleiten. Wenn schon nicht die Bereitschaft bestehe, dem vorliegenden
Antrag zuzustimmen, hatte sie zumindest den Hinweis erwartet, sich gemeinsam auf
ein Verfahren zu verstandigen, da aufgrund der erforderlichen Vorlaufzeiten keine wei-
tere Zeit verloren gehen durfe. Unabhangig von den hausrechtlichen Voraussetzun-
gen, die sofort geschaffen werden kénnten, massten viele Mallnahmen auf den Weg
gebracht werden. Teilweise hatten auch die Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen die gegebenen Versprechen nicht eingehalten. Die Diskussion zum Thema
,A 13“ wolle sie heute jedoch nicht neu eroffnen.

Es seien gemeinsame Anstrengungen erforderlich, um den Problemen zu begegnen.
Bedauerlicherweise sei es nicht gelungen, gemeinsam einen Weg zu finden, wie die
Herkulesaufgabe Uber eventuelle Regierungswechsel hinaus bewaltigt werden kdnne,
die Unterrichtsversorgung sicherzustellen und ausreichend Personal zu gewinnen. Un-
abhangig von den jeweiligen Mehrheitsverhaltnissen misse diese Herkulesaufgabe
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bewaltigt werden. Sofern ein Regierungswechsel erfolgen sollte, von dem sie ausgehe,
werde auch wieder einige Zeit vergehen, bis mit der Umsetzung von geeigneten Mal3-
nahmen begonnen werden kdénne. Deshalb ware es gut gewesen, wenn es gelungen
ware, sich in gemeinsamer Verantwortung fur die Schulen und die Bildungslandschaft
in Nordrhein-Westfalen zusammenzufinden, um auf der Grundlage des vorliegenden
Antrags moglicherweise einen modifizierten Antrag zu erarbeiten.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN werde dem Antrag zustimmen.

Helmut Seifen (AfD) kindigt an, die Fraktion der AfD werde dem Antrag nicht zustim-
men, weil dieser im Grunde genommen keine Ldsung anbiete. So wurden die Perso-
naloffensive und die Bildungsgerechtigkeit miteinander vermischt. Beides seien an-
strebenswerte Ziele, aber die im Antrag enthaltenen MalRnahmen zur Erreichung die-
ser Ziele seien vollkommen falsch.

Im Grunde genommen werde im Antrag die Politik der SPD dargelegt, auf die ein Grol3-
teil der aktuell bestehenden Misere zuruckzufuhren sei. Insbesondere der Personal-
mangel sei nicht erst in den vergangenen drei Jahren entstanden, sondern dabei
handle es sich um eine langfristige Entwicklung.

Die im Antrag geforderten Mallnhahmen seien zum Teil realitatsfern, weil einfach das
dafir notwendige Personal fehle. Es helfe nicht, Menschen in einen Studiengang hin-
einzudrangen, sondern um zusatzliches Personal zu gewinnen, sei es erforderlich, die
Attraktivitat des Berufs zu erhdohen. In dieser Hinsicht werde sich im Antrag allein auf
Besoldungsanpassungen konzentriert. Mit der Forderung, den Wechsel zwischen den
Schulformen zu flexibilisieren, werde von der Fraktion der SPD letztlich das Ziel des
Einheitslehrers und der Einheitsschule verfolgt. Dabei werde aber verkannt, dass das
gegliederte Schulwesen nichts mit Standeschule zu tun habe, wie dies kurzlich von
Abgeordneter Sigrid Beer geauldert worden sei.

Das Gegenteil sei der Fall. Leistungsorientierte Angebote kombiniert mit einer Offen-
heit des Systems ermdglichten mehr Bildungsgerechtigkeit als jedes andere System.
In keinem anderen Land sei es so wie in Deutschland mdoglich, Kindern aus unteren
und mittleren Schichten mithilfe von Bildung einen Aufstieg zu eréffnen. Dabei raume
er ein, dass dieser Anteil durchaus noch groRer sein kdnnte. Beispielsweise 6ffne sich
in den USA und in Grol3britannien durch die Finanzierung des Schulsystems durch die
Eltern eine soziale Schere bereits in der Kindheit.

Mit dem Schulkonsens hatten CDU und FDP die von der SPD verfolgte |deologie ak-
zeptiert, auch wenn sie von diesen nicht unbedingt vorangetrieben worden sei. Der
Siindenfall sei mit der Anderung des Lehrerausbildungsgesetzes in Kombination mit
dem Bologna-System eingetreten. Ulrich Muller habe in der Anhorung geaullert, er
koénne sich durchaus vorstellen, dass Lehrerausbildung auch an den Fachhochschulen
stattfinde. Dies entspreche genau dem Programm. An den Padagogischen Hochschu-
len seien sehr erfolgreich mehrere Generationen von Lehrkraften ausgebildet worden.
Durch einen teilweisen Abbau der Autoritat sei auch eine Veranderung der Unterrichts-
kultur gegeben. Mit Entsetzen habe er zur Kenntnis genommen, dass nun in der Coro-
nazeit eine Art Knuppelautoritat in die Schulen zurickgekehrt sei. Hinzu komme der
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Abbau von Leistungsforderungen. Zu nennen sei auch die Hyperheterogenitat im Klas-
senraum, die dazu fuhre, dass nun Lehrkrafte, die Ublicherweise an unterschiedlichen
Stellen verschiedene Schulergruppen unterrichteten, plétzlich mit mehreren Lehrkraf-
ten in einer Klasse tatig seien.

All dies seien Entwicklungen, durch die die Arbeit der Lehrkrafte unendlich erschwert
werde und durch die ein Unterrichten sehr miihsam bzw. nach Aussage verschiedener
Lehrkrafte unmaglich sei. Hinzu kdmen noch die Inklusion nach den Vorstellungen von
Rot-Grun und der Zuzug von vielen Kindern aus anderen Weltteilen, die die deutsche
Sprache nicht beherrschten und unterschiedliche Voraussetzungen mitbrachten.

Dies alles seien Punkte, die dazu fuhrten, dass Unterrichten Knochenarbeit sei und
nicht mehr die Freude bereite, wie dies friher einmal der Fall gewesen sei, weil die
Freude am Unterrichten darin liege, in einer Lerngemeinschaft gemeinsam einen Ge-
danken zu verfolgen, um dann zu einer Erkenntnis zu gelangen.

Letztlich mussten die Studiengange wieder eindeutig anders angelegt werden. So
gebe es derzeit fur das Grundschullehrerstudium einen Numerus clausus. Ebenfalls
sei die Kombination Deutsch/Mathematik schon mehrfach angesprochen worden. In
diesem Bereich seien unbedingt Veranderungen erforderlich, um die Lehrkrafte zu hal-
ten. Daruber hinaus mussten die Arbeitsbedingungen verbessert werden. Ferner
musse zu einer starkeren Homogenisierung der Klassen zurtickgekehrt werden.

Lange Zeit sei Finnland ein Beispiel gewesen. Dort wirden Kinder mit massiven Man-
geln im kognitiven Bereich sofort aus der Lerngruppe herausgenommen und gesondert
von Lehrkraften unterstutzt und gefordert, bis sie den Level der Lerngruppe im ent-
sprechenden Fach wieder erreicht hatten. Demgegenuber werde im hiesigen Schul-
system jegliche Separierung abgelehnt und als Diskriminierung betrachtet. Dies sei
aber eine vdllig falsche Sichtweise. Es misse vom Kind ausgegangen und es wert-
schatzend gefordert werden.

Es sei notwendig, die Schulform zu starken und das Studium auch an der Fachhoch-
schule insbesondere fur die Schulsysteme im mittleren Bereich zu etablieren. Dann
werde es moglicherweise gelingen, den Personalmangel mittelfristig zu beheben. Mit
den im Antrag enthaltenen Vorschlagen werde dies nicht gelingen.

Franziska Miiller-Rech (FDP) geht davon aus, es bestehe Einigkeit, die Bewaltigung
des Lehrkraftemangels stelle neben der Corona-Pandemie eine der grof3ten Heraus-
forderungen in der Schulpolitik dar, die nicht nur bundesweit, sondern Uber die Gren-
zen Deutschlands hinaus zu bewaltigen sei. Dieses Problem sei Uber Jahre hinweg
gewachsen und nicht erst seit dem zurtickliegenden Regierungswechsel in Nordrhein-
Westfalen entstanden. Vielmehr habe sich das Problem noch verscharft, weil Gber
lange Zeit hinweg keine Lehrkraftbedarfsprognosen erstellt worden seien. Die im An-
trag beschriebene Situation sei somit in der Zeit der Vorgangerregierung entstanden
oder habe sich zumindest in dieser Zeit verscharft.

Nach dem Regierungswechsel in Nordrhein-Westfalen sei dieses Problem sehr be-
herzt angegangen worden. Im Landtag seien mehrfach die Argumente ausgetauscht



Landtag Nordrhein-Westfalen -12 - APr 17/1664

Ausschuss fur Schule und Bildung 08.12.2021
108. Sitzung (6ffentlicher Teil)

worden, welche MalRnahmen wirksam oder nicht wirksam seien. Die Bilanz der jetzi-
gen Landesregierung konne sich durchaus sehen lassen. Mit vier MalRnahmenpaketen
sei dem Lehrkraftemangel begegnet worden. So sei beispielsweise der Seiteneinstieg
weiter geodffnet worden. Ferner seien 1.000 neue Studienplatze geschaffen worden.
Naturlich sei einige Zeit erforderlich, bis die MaRnahmen Wirkung entfalteten.

Die multiprofessionellen Teams wurden ebenfalls kontinuierlich weiter ausgebaut. In
diesem Zusammenhang seien insbesondere die sozialpadagogischen Fachkrafte zu
nennen, aber auch die Schulpsychologie und die Schulsozialarbeit, die inzwischen
nachhaltig gesichert worden seien. Auch in diesen Bereichen sei also in den vergan-
genen viereinhalb Jahren sehr viel geschehen.

Daruber hinaus seien Zulagen eingefihrt worden, um Stellen fur Lehrkrafte besetzen
zu konnen, die seit zwoIf Monaten zum Beispiel in sozial herausfordernden Lagen oder
auch im landlichen Raum nicht besetzt werden konnten.

Im Antrag seien also viele Mallhahmen enthalten, die bereits aufgegriffen worden
seien. Daher drange sich der Eindruck auf, mit dem Antrag solle der Anschein erweckt
werden, es sei nichts geschehen, obwohl das Gegenteil der Fall sei. Die Landesregie-
rung wolle den eingeschlagenen Weg weitergehen und entschlossen handeln. Das
Problem sei aber noch nicht gelost. An einer Losung wolle die Landesregierung Uber
den Mai 2022 hinaus weiter arbeiten.

Eine Handlungsaufforderung in Form des vorliegenden Antrags sei nicht erforderlich,
weshalb der Antrag abgelehnt werde.

Claudia Schlottmann (CDU) bestatigt, es seien schon diverse Mallnahmen ergriffen
worden, um dem Lehrkraftemangel zu begegnen. Es seien sehr viele MaRnahmen er-
griffen worden, um Personal fur den Lehrerberuf zu gewinnen. Der aktuell bestehende
Lehrkraftemangel sei vor allem darauf zurtckzufihren, weil es der Vorgangerregierung
nicht wichtig gewesen sei, ausreichend Studienplatze fur die Ausbildung von Lehrkraf-
ten zu schaffen. Die Lehrkrafteausbildung sei inzwischen ausgebaut und die Zahl der
Studienplatze erhoht worden. Ein weiterer Ausbau des Potenzials sei vorgesehen.
Hierbei werde auch auf eine Werbekampagne gesetzt, mit dem Lehrerkraftenach-
wuchs angeworben werden solle.

FUr die Studierenden, die in den MINT-Fachern auf das Lehramt studierten, stehe un-
ter anderem eine Studienfachberatung zur Verfigung, da es in den nachsten Jahren
schwierig sein werde, den Bedarf an Lehrkraften in den MINT-Fachern zu decken.

Bei den multiprofessionellen Teams werde ebenfalls auf einen entschiedenen Ausbau
gesetzt, indem weitere Verwaltungsassistenten und Schulsozialarbeiter einbezogen
warden.

Insofern weise der vorliegende Antrag keine Losungen auf, sondern enthalte Punkte,
die bereits in gro3en Teilen in Angriff genommen worden seien. Deshalb sei der Antrag
abzulehnen.



Landtag Nordrhein-Westfalen -13 - APr 17/1664

Ausschuss fur Schule und Bildung 08.12.2021
108. Sitzung (6ffentlicher Teil)

Sigrid Beer (GRUNE) gibt den Hinweis, schon sehr friih seien unter der rot-griinen
Landesregierung gemeinsam mit dem Wissenschaftsministerium im Hinblick auf Stu-
dienplatze beispielsweise fur die Berufskollegs Initiativen ergriffen worden. Ebenso sei
in Angriff genommen worden, Hochschulvereinbarungen zu schlief3en, um zusatzliche
Studienplatze schaffen zu kdnnen. Sie begrufRe die Bestrebungen der jetzigen Lan-
desregierung, die Zahl der Studienplatze weiter auszubauen, aber es sei einige Zeit
vergangen, bis die erforderlichen Vereinbarungen mit den Hochschulen geschlossen
worden seien und es zu einem weiteren Ausbau von Studienplatzen gekommen sei.
Ein Ausbau von Studienplatzen sei schon zwei Jahre vorher verkiindet worden, bevor
der erste zusatzliche Studienplatz geschaffen worden sei.

Ebenfalls spreche sich noch einmal die Besoldung nach A 13 an. In anderen Bereichen
sei Uber Beforderungsstellen und Zulagen sehr deutlich zum Ausdruck gebracht wor-
den, dass auch finanzielle Anreize zu schaffen seien, um die Attraktivitat von Berufs-
gruppen zu erhohen. Die sich daraus auf der Grundlage des Lehrerausbildungsgeset-
zes ergebende Konsequenz sei aber nicht gezogen worden, obwohl dies politisch an-
gekundigt worden sei. Zu erwahnen sei auch der Umgang mit technischen Lehrkraften,
mit Werkstattlehrkraften und Fachlehrkraften. Es ware notwendig, die Attraktivitat die-
ser Bereiche (iber eine Offnung des Laufbahnrechts zu steigern. Diese MaRnahmen
seien nicht ergriffen worden. Insofern misse zwischen der Papierform und der Realitat
unterschieden werden.

Eine Herausforderung fur alle Verantwortlichen unabhangig von der politischen Cou-
leur sei, dass sich aus einer Schaffung von zusatzlichen Stellen noch nicht automa-
tisch deren Besetzung ergebe. Unter der rot-griinen Landesregierung seien sehr viele
Stellen fur Lehrkrafte, insbesondere als sehr viele Flichtlinge nach Deutschland ge-
kommen seien, geschaffen worden. Dieser Stellenaufbau habe zu einem sehr gerin-
gen Angebot auf dem Arbeitsmarkt fur Lehrkrafte gefuhrt.

Die Diskussion uber die Legendenbildung zu den kw-Stellen ertffne sie an dieser
Stelle nicht noch einmal, aber auch dieser Punkt gehdre zum Gesamtbild.

Gemeinsam sei die Aufgabe zu bewaltigen, die Studienkonzepte zu erweitern, den
Seiteneinstieg und Quereinstieg zu intensivieren und in dem Zusammenhang die
Schulen zu entlasten, weil von diesen an bestimmten Standorten die Hauptlast der
Qualifizierung zu tragen sei. Schliellich sollten die Seiten- und Quereinsteiger nach
erfolgter Qualifizierung ein Gewinn fur die Schulen sein.

Jochen Ott (SPD) merkt an, in der Schullandschaft bestehe inzwischen teilweise der
Eindruck, egal von welcher Partei die Spitze im Schulministerium besetzt werde, nie-
mandem gelinge es, die Probleme zu I6sen. Dieser Eindruck werde auch auf das ge-
samte Ministerium Ubertragen. Deshalb seien gegenseitige Vorwurfe und Eigenlob we-
nig sinnvoll. Diesen Verhalten werde auch zu keinen Fortschritten fihren, weil dadurch
die Schulpolitik nicht mehr ernst genommen werde. In den vergangenen 20 Jahren sei
von fast allen im Landtag vertretenen Parteien die Spitze im Schulministerium gestellt
worden.



Landtag Nordrhein-Westfalen -14 - APr 17/1664

Ausschuss fur Schule und Bildung 08.12.2021
108. Sitzung (6ffentlicher Teil)

Sehr viel sinnvoller sei es, sich auf die Frage zu konzentrieren, wie der bevorstehende
Kraftakt gemeinsam bewaltigt werden konne.

Unabhangig davon, wer Verantwortung fur den Bildungsbereich trage, sei diese Person
Teil eines Kabinetts, dessen Mitglieder naturlich auch daran interessiert seien, zusatz-
liche Mittel zu erhalten. Insofern werde es sich schwierig gestalten, einen zusatzlichen
Mittelbedarf fur den Bildungsbereich innerhalb des Kabinetts durchzusetzen.

Vor diesem Hintergrund sollte bei den Auseinandersetzungen innerhalb dieses Aus-
schusses genau Uberlegt werden, an welchen Stellen es sinnvoll sei, Grundsatzfragen
zu klaren. Innerhalb des Ausschusses gebe es eine kleine Gruppe, die bisher noch
nicht wahrgenommen habe, wie sich Schule in den vergangenen 30 Jahren entwickelt
habe. Daneben gebe es eine groRe Gruppe innerhalb des Ausschusses, die sich dar-
uber im Klaren sei, welche Probleme fur die Zukunft zu I6sen seien.

Jetzt musse dringend Uber die Frage diskutiert werden, ob die Hochschulen fur ange-
wandte Wissenschaften dafur gewonnen werden sollten, in die Lehrkrafteausbildung
einzusteigen. Diese Einbeziehung sei zwingend, weil es sonst nicht gelingen werde,
die Lehrkrafte fur Berufskollegs zu erreichen.

Die Einfuhrung des Fachs Informatik werde scheitern, weil es nicht gelingen werde,
Lehrkrafte fur dieses Fach zu gewinnen, da junge Menschen in diesem Bereich aulder-
halb von Schule sehr viel mehr Geld verdienen konnten. Ebenso werde es nicht gelin-
gen, die Grundschulen mit ausreichend Lehrkraften auszustatten, wenn am Numerus
clausus festgehalten werde. Ein Scheitern sei auch dann vorprogrammiert, wenn es
nicht gelinge, die Fragen der Zustandigkeiten und der Organisation im Ganztagsschul-
bereich zu klaren, weil sonst fir die multiprofessionellen Teams nicht gentigend Per-
sonal zur Verfugung stehen werde. Deshalb sei es dringend erforderlich, die im Antrag
beschriebenen MalRnahmen zu ergreifen.

Von der aktuellen Landesregierung seien durchaus einige richtige Mal3nahmen ergrif-
fen worden, wie zum Beispiel im Bereich der Sonderpadagogik. Auch mit den Schul-
verwaltungsassistenzen sei der richtige Weg eingeschlagen worden. Auf diesen Mal3-
nahmen kénne aufgebaut werden, aber sie seien nicht ausreichend. Die Bereitstellung
von Vorgriffstellen fur den Gymnasialbereich sei zu begrufRen, aber dadurch werde
natlrlich bei den anderen Bereichen des Schulsystems deutliche Verargerung ausge-
I0st. Selbst die zustandigen Verbande des Deutschen Beamtenbundes hatten sich zu
dieser Frage geaulert, was fur sich alleine schon bezeichnend sei.

Letztlich werde eine Losung des Problems nur gelingen, wenn die Besoldungsfrage
geklart werde. Vom Landtag sei eine gemeinsame Ausbildung beschlossen worden.
Damit sei der Landtag eine Verpflichtung eingegangen. Lediglich von der Ministerin
sei vor der zurlickliegenden Wahl dazu keine Aussage getroffen worden. In seinem
Beisein habe unter anderem Abgeordneter Bodo Lottgen zugesagt, nach der Wahl
werde die gemeinsame Ausbildung umgesetzt. Diese Umsetzung sei bis heute nicht
erfolgt. Dies sei wieder ein Beitrag, der bei der Bevolkerung zu der Aussage fuhre, auf
die Politik sei kein Verlass.

Es musse sich mit der Frage beschaftigt werden, wie es gelinge, Teilzeitkrafte zu mo-
tivieren, ein héheres Stundenkontingent zu Ubernehmen. Ebenso musse sich mit der
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Frage der Verbeamtung und in dem Zusammenhang mit der Frage beschaftigt werden,
wie auch im hoheren Lebensalter eine Verbeamtung noch maoglich sei.

Darlber hinaus musse sich mit der Frage beschaftigt werden, wie die Nutzung von
Lebensarbeitszeitkonten moglich sei, weil nach den Prognosen der Wissenschaft die
Hochphase zwischen den Jahren 2026 und 2032 liegen werde. Grund seien die seit
dem Jahr 2011 deutlich gestiegenen Geburtenzahlen, die seitdem konstant hoch ge-
blieben seien. Entgegen der Propaganda einer Partei, die im Raum anwesend sei,
hatten nicht in erster Linie die Ereignisse um das Jahr 2015 dazu beigetragen. Diese
Kinder wirden nun einmal zu einem bestimmten Zeitpunkt, der vorberechnet werden
konne, eingeschult. Also seien vorbeugende MalRnahmen zu ergreifen.

Vor diesem Hintergrund musse uUberlegt werden, ob der Ausschuss kunftig nicht eine
andere Arbeitsweise finden sollte. Bemerkenswert sei die Arbeit im Weiterbildungsbe-
reich, in dem es gelinge, kurzfristig vor einer Beschlussfassung im Plenum noch Ver-
anderungen vorzunehmen, da bei existenziellen Fragen gemeinsam vorgegangen
werde. Ein solches Vorgehen sei auch im Schulbereich erforderlich.

Der zur Diskussion stehende Antrag enthalte viele Punkte, die aus seiner Sicht kurz-
fristig gemeinsam umgesetzt werden konnten und massten, um mittelfristig eine Wir-
kung zu erzielen.

Vielleicht seien die Ereignisse, die heute zur Wahl des Bundeskanzlers gefuihrt hatten,
insofern stilbildend, da sich nicht mehr darauf verlassen werden konne, nach den
nachsten Wahlen komme es zu keinen groflden Veranderungen. Trotz der volatilen Ver-
haltnisse sei es aber wichtig, dass die Fachpolitik bei bestimmten Punkten, die fachlich
unbestritten seien, gemeinsam handle.

Vorsitzende Kirstin Korte bittet, sich enger an den Tagesordnungspunkten zu orien-
tieren. Der Ausschuss sei nicht der richtige Ort fir irgendwelche Wahlkampfprognosen.

Helmut Seifen (AfD) stellt fest, Abgeordneter Jochen Ott lenke vom Versagen von
Rot-Grin ab, indem dieser versuche, die anderen Parteien in dieses Versagen einzu-
beziehen. Im Hinblick auf die AfD werde dies nicht gelingen.

Nachdem ihm die Kompetenz in Schulfragen abgesprochen werde, obwohl er sehr
lange im Schulalltag tatig gewesen sei, frage er, weshalb an den Schulen der Perso-
nalmangel bestehe und sich die Schulen insgesamt in einer Misere befanden, wenn
der Landtag ausgesprochen kompetent gehandelt habe. Wenn der Landtag uber die
notwendigen Kenntnisse verfugt hatte, waren sicherlich andere Entscheidungen ge-
troffen worden.

Die grof3e Zahl von Teilzeitlehrkraften sei moglicherweise auch auf die bestehenden
Arbeitsbedingungen zurtckzufuhren. Aus seiner fruheren Praxis seien ihm Falle be-
kannt, in denen Lehrkrafte auf ihn zugekommen seien und geauliert hatten, sie seien
nicht in der Lage, ihr Pensum zu bewaltigen, weshalb der Wunsch geadul3ert worden
sei, die Stundenzahl zu reduzieren und nur noch in Teilzeit tatig zu sein. Die derzeiti-
gen Arbeitsbedingungen seien zumindest zum Teil unertraglich. Solange nicht damit
begonnen werde, die Verwerfungen, die durch die von Rot-Grlin gefassten Beschlisse
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eingetreten seien, zumindest zu korrigieren, solange werde kein Erfolg bei der Gewin-
nung von Personal zu verzeichnen sein.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) merkt vorab an, die Landesregierung lasse keine
Zeit ungenutzt verstreichen, sondern hole eher die Zeit auf, die zwischen den Jahren
2010 und 2017 verloren gegangen sei.

Ihr Anspruch sei es nicht, sich gegenseitig die Schuld zuzuschieben, aber die Wahrheit
musse ausgesprochen werden. Es seien die 6.300 kw-Stellen angesprochen. Dies sei
die Situation gewesen, die von der jetzigen Landesregierung vorgefunden worden sei.

Sigrid Beer (GRUNE) widerspricht dieser Aussage.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) entgegnet, dies sei die Situation, die sie bei ihrem
Amtsantritt vorgefunden habe.

Unbestritten musse Uber die Lehrkraftesituation im Bereich der Berufskollegs gespro-
chen werden, aber zur Wahrheit gehdre auch, es bestehe kein Mangel an Studienplat-
zen, sondern es bestehe ein Mangel an Studierenden fur den Bereich der Berufskol-
legs.

Die Vorgriffsstellen seien dringend notwendig. Die Umstellung zum G9 sei von allen in
dem Bewusstsein mitgetragen worden, dass damit ein zusatzlicher Lehrkraftebedarf
verbunden sei. Allen Beteiligten sei klar gewesen, der zusatzliche Bedarf von 4.300
Lehrkraften kdnne naturgemaf zum Stichtag nicht gedeckt werden. Deshalb sei Vor-
sorge zu treffen gewesen. Der jetzt eingeschlagene Weg, diese Vorgriffsstellen zu nut-
zen, um auch in anderen Schulformen eine schwierige Zeit zu Uberbricken, sei gut
und richtig.

Uber die Teilzeitlehrkrafte sei im Ausschuss schon gesprochen worden. Diese wiirden
auch auf der Kultusministerkonferenz thematisiert, weil alle Lander vor dem gleichen
Problem stliinden. Dies sei aber auch ein gesellschaftliches Problem, weil Menschen
im Hinblick auf die Work-Life-Balance nicht mehr bereit seien, 40 Stunden die Woche
zu arbeiten.

In Nordrhein-Westfalen seien die Teilzeitlehrkrafte bereits gebeten worden zu Uberle-
gen, ob sie bereit seien, ihr Stundenkontingent zu erhéhen. Sofern all diese Lehrkrafte
in Vollzeit tatig waren, gabe es die derzeitigen Probleme im Personalbereich nicht.

Die Versorgung der Schulen mit ausreichendem Personal sei bis heute eine Heraus-
forderung und werde auch uber den heutigen Tag hinaus eine Herausforderung blei-
ben. Die Landesregierung habe jedoch bereits zu Beginn dieser Legislaturperiode eine
Personaloffensive zur Versorgung der Schulen mit ausreichendem Personal gestartet.
Dies sei erforderlich gewesen, weil in den Jahren 2010 bis 2017 eine solche Personal-
offensive bedauerlicherweise nicht gestartet worden sei.

Der Vorgangerlandesregierung sei weder der Bedarf an Lehrkraften noch an Studien-
platzen bekannt gewesen. Im Rahmen der Lehrerbedarfsprognose seien diese Be-
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darfe von der jetzigen Landesregierung ermittelt worden. Es werde mit Hochdruck er-
folgreich daran gearbeitet, dem Lehrkraftemangel so schnell wie moglich zu begegnen
und ihn zu beseitigen. Die Wirkung der ergriffenen MalRnahmen werde an den Zahlen
deutlich. Es sei dadurch namlich gelungen, bisher 5.540 zusatzliche Einstellungen o-
der Weiterbeschaftigungen zu erreichen.

Die im Antrag enthaltene Forderung nach einem Ausbau der Zahl der Studienplatze
sei gut und richtig. Dieser Forderung sei aber bereits entsprochen worden, indem in-
zwischen rund 700 zusatzliche Studienplatze fur das Grundschullehramt und rund 750
zusatzliche Studienplatze fur die Sonderpadagogik geschaffen und gesichert worden
seien. Neu konne ab den Wintersemestern 2022/2023 und 2023/2024 die Sonderpa-
dagogik auch an den Hochschulen Duisburg-Essen und Munster studiert werden
konne. Damit werde das Angebot noch starker als bisher in Nordrhein-Westfalen ver-
teilt. Hinzu kdmen noch neue Studienplatze und Studienorte fur das wichtige Feld der
Sozialpadagogik an den Berufskollegs.

Richtigerweise werde im Antrag weiter ein Ausbau der Beratungsangebote rund um
den Lehrerberuf gefordert. Im Vorfeld eines Studiums gebe es neben den Angeboten
der Hochschulen bereits jetzt landesweit passgenaue Beratungsangebote der Bera-
tungsstellen des Landesprufungsamtes, aber auch der Bezirksregierungen. Daruber
hinaus stinden viele neue Broschiren und Internetauftritte zum Lehrerberuf zur Ver-
fugung. Insofern konnten sich interessierte Personen auf verschiedenen Wegen bera-
ten lassen. Im Studium werde von den Universitaten ein engmaschiges Angebot zu
Fragen der Organisation oder auch zur Studienfachwahl vorgehalten, um Fehlent-
scheidungen und Studienabbrichen vorzubeugen.

Es seien transparente und qualitativ hochwertige Wege geschaffen worden, um Men-
schen ohne eine klassische Lehramtsausbildung in die Schulen und in den Unterricht
zu bringen, da dies zwingend notwendig sei. In dem Zusammenhang nenne sie drei
zentrale Beispiele. So bestehe die Mdglichkeit, im Rahmen des berufsbegleitenden
Vorbereitungsdienstes (OBAS) eine voll glltige Lehramtsbefahigung fur vom Mangel
besonders betroffene Schulformen, aber auch Facher zu erwerben. Daruber hinaus
sei es moglich, fur einzelne Unterrichtsfacher zum Beispiel fur die Grundschule Gber
die padagogische Einfuhrung ebenfalls zu einer dauerhaften Beschaftigung zu gelan-
gen. Weiter kdnne fur technische Fachrichtungen an Berufskollegs auf dualem Weg
eine voll gultige Lehramtsbefahigung erlangt werden.

Es gebe aber auch gute Griunde, den Seiteneinstieg beispielsweise hinsichtlich der
Zahl der Facher und der Einsetzbarkeit an Schulen eng an der Regelausbildung zu
orientieren, da es sicherlich gemeinsames Ziel sei, die grundstandige Lehrerausbil-
dung nicht zu ersetzen. Vor dem Hintergrund der aktuellen Situation und der in den
kommenden Wochen und Monaten zu erwartenden Situation werde aber ein beson-
deres Format der Nachqualifizierung bendtigt.

Von den Sachverstandigen seien in der Summe die von der Landesregierung ergriffe-
nen MalRnahmen in der Anhérung begruf3t worden. Die Landesregierung werde die
ergriffenen MaRnahmen weiter mit Nachdruck verfolgen, aber sie auch immer wieder
in Bezug auf den Erfolg und die Qualitat kritisch Uberprufen und im Bedarfsfall Anpas-
sungen vornehmen.



Landtag Nordrhein-Westfalen -18 - APr 17/1664

Ausschuss fur Schule und Bildung 08.12.2021
108. Sitzung (6ffentlicher Teil)

Die aus der Anhérung hervorgegangenen Impulse greife ihr Ministerium gerne auf und
werde sie fachlich prufen lassen. Dies gelte beispielsweise fur die Fortsetzung der an-
lassbezogenen Zusammenarbeit zwischen den Fachhochschulen und den Universita-
ten. In der Anhorung sei deutlich geworden, viele von der Landesregierung ergriffenen
Malinahmen seien richtig und zeigten bereits Wirkung. Diesen Weg wolle die Landes-
regierung weiter beschreiten.

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ab.
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2 Erdogans Einfluss auf den Islamunterricht in Zeiten des aufflackernden An-
tisemitismus’: NEIN zur Mitwirkung von DITIB im staatlichen Schulwesen!

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/14062

Ausschussprotokoll 17/1614

Stellungnahme 17/4477
Stellungnahme 17/4478
Stellungnahme 17/4495

— Abstimmung gemal Vereinbarung der Fraktionen

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Schule und Bil-
dung am 16.06.2021)

Helmut Seifen (AfD) bezeichnet den vorliegenden Antrag als einen wichtigen Antrag,
in dem es um den Religionsunterricht gehe, der fur sich einen hohen Stellenwert be-
sitze. Nachdem in Nordrhein-Westfalen eine grof3e Zahl von Kindern und Jugendlichen
muslimischen Glaubens lebten, sei naturlich die Frage wichtig, ob sie Religionsunter-
richt erhalten sollten. Diese Frage sei positiv beantwortet worden.

Es bestehe aber das Problem, dass der islamische Unterricht nicht einer bestimmten
Organisation zugeordnet werden konne, weil die islamische Gemeinschaft anders als
bei den christlichen Kirchen in sehr unterschiedliche Organisationen unterteilt sei.
Beim Religionsunterricht mussten Kirchen und Staat zusammenwirken, wobei nattr-
lich beim Staat die Kontrolle liege, aber die Kirchen ihre Unabhangigkeit behalten
mussten.

An der Anhorung habe er leider nicht teilnehmen kdnnen, aber er habe naturlich die
Stellungnahmen und das Protokoll Gber die Anhdrung intensiv gelesen.

In der Anhorung sei deutlich geworden, die von der Landesregierung eingerichtete
Kommissionslosung sei wesentlich besser als die vorherige Struktur, aber es musse
deutlich erkennbar sein, dass die Mitglieder der Kommission die notwendige Staats-
ferne aufweisen bzw. mit den Grundsatzen der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung Ubereinstimmten.

Zur vélligen Uberraschung aller Beteiligten habe die jetzige Landesregierung einen
Vertreter von DITIB in die Kommission aufgenommen, obwohl eine enge Verknupfung
der DITIB-Verbande in Deutschland mit Diyanet in der Turkei bestehe. Aus Sicht der
Landesregierung solle dieses Problem geldst werden, indem durch eine Satzungsan-
derung des DITIB-Verbandes Nordrhein-Westfalen eine Lésung von der turkischen
Religionsbehorde festgeschrieben werde.

Die Anhérung habe ergeben, dies sei eine eher kosmetische Korrektur, die sich sub-
stanziell nicht auswirke, weil letztlich beim Prasidenten der Diyanet das Kontrollrecht
liege.
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Naturlich werde von den der Kommission angehérenden Personen die Absicht ver-
folgt, aus sich selbst heraus den deutschen Staat zu unterstitzen und den gewlnsch-
ten Religionsunterricht einzurichten. Von Professor Dr. Mouhanad Khorchide sei die
Aussage getroffen worden, es gebe vermutlich eine Mehrheit von Moslems, die sehr
zufrieden und gerne in Deutschland lebten und diesen Staat stutzten. Daraus kénne
aber nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, dass der Einfluss der turkischen Re-
ligionsbehdrde damit ausgeschaltet sei.

Zum Teil sei es Zufall, welche Personen in die Kommission entsandt wirden und in-
wiefern sie in der Lage seien, an sie gestellte Forderungen von auf3en abzuwehren.
Dies habe Professor Dr. Mouhanad Khorchide zumindest eingeraumt, indem dieser
die Aussage getroffen habe, man befinde sich in einem Prozess und wisse noch nicht
genau, wie dieser enden werde.

Aus seiner Sicht ware es nicht notwendig, sich in eine solche Situation zu begeben.
Von der Landesregierung werde zwar argumentiert, der Vertrag mit DITIB kdnne ge-
kindigt werden, wenn Einfluss auf den Vertreter von DITIB ausgetbt werde, der nicht
mitgetragen werden konne. Mit einer solchen Vertragskundigung sei aber immer ein
Skandalcharakter verbunden. Es seien auch die 6ffentlichen Verlautbarungen von der
Organisation vorhersehbar, die die Kommission verlassen misse. Deshalb werde sich
die Landesregierung genau Uberlegen, ob sie eine solche Kindigung vornehmen
werde, auch wenn VerstoRe gegen die Vorgaben erkennbar seien.

Die Fraktion der AfD hatte sich gewlinscht, wenn sich die Landesregierung nicht nur
auf eine kosmetische Korrektur tber die Satzungsanderung beschrankt, sondern star-
ker auf den DITIB-Landesverband eingewirkt hatte, klare Bekenntnisse abzugeben.

Wie empfindlich die Landesregierung an dieser Stelle reagiere, sei im Sommer erkenn-
bar gewesen, als sie nur sehr zurtickhaltend auf Kritik in den Medien reagiert habe und
nicht bereit gewesen sei, zu diesem Thema Fragen zu beantworten. Insofern habe es
eine gewisse Substanz fur die Kritik gegeben.

Hinzu komme noch, dass im MSB offenbar ein Hochstapler beschaftigt worden sei, bei
dem der Verdacht bestehe, er habe den Willensbildungsprozess im Ministerium mas-
siv beeinflusst. Dies kdnne sicherlich nicht als eine vertrauensbildende Mal3inahme be-
trachtet werden.

Vor diesem Hintergrund sei es wichtig, fur eine klare Situation zu sorgen. Dieses Ziel
werde mit dem Antrag verfolgt. Deshalb werde der DITIB-Landesverband nicht fir im-
mer aus der Kommission ausgeschlossen. Er bitte um Zustimmung zum Antrag.

Claudia Schlottmann (CDU) stellt fest, die Fraktionen von CDU, FDP, BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN und SPD héatten fur das sehr wichtige Thema des islamischen Religions-
unterrichts zusammen mit der Landesregierung einen guten und gangbaren Weg ge-
funden. Insofern sei der zur Diskussion stehende Antrag obsolet, sodass sie eine Ab-
lehnung des Antrags ankundige.
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Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU, SPD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD.
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3 Verordnung zur Anderung von Verordnungen liber die im Schulbereich zur

Verarbeitung zugelassenen Daten:

— Verordnung uber die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von Schiile-
rinnen, Schilern und Eltern (VO DV I),

— Verordnung uber die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von Lehrerin-
nen und Lehrern (VO DV Il) und

— Verordnung uber besondere Zustandigkeiten in der Schulaufsicht (Zust-
VOSchAuf)

Unterrichtung
des Prasidenten des Landtags
Drucksache 17/15760

Vorlage 17/6049

Sigrid Beer (GRUNE) teilt mit, die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN werde der
Verordnung zustimmen.

Europaisches Datenschutzrecht misse zwar umgesetzt werden, aber es gehe um die
Umsetzung sehr umfangreicher Vorschriften, fur deren Einhaltung die Schulleitungen
verantwortlich seien.

Der Datenschutzbeauftragte in Thiringen habe dargelegt, wie bestimmte Software da-
tenschutzrechtlich einzuschatzen sei. Fur sie sei nicht nachvollziehbar, weshalb nicht
zeitgleich mit der Vorlage deutliche Anstrengungen der Landesregierung verbunden
seien, eine Klarheit in Bezug auf Programme und Softwareanwendungen zu schaffen,
die derzeit in den Schulen angewendet wirden, zu denen es datenschutzrechtliche
Unklarheiten gebe. Diese Klarheit vermisse sie, nachdem der Datenschutzbeauftragte
in Thuringen sehr deutliche Aussagen zu einer sogenannten Whitelist getroffen habe.
Deshalb bitte sie die Landesregierung um Auskunft, wann mit rechtlicher Klarheit fur
die Schulen zu rechnen sei.

Aufgrund der Pandemie-Situation sei die Nutzung bestimmter Anwendungen verstand-
lich, die in datenschutzrechtlicher Hinsicht nicht einwandfrei seien und bei denen eine
Weiterleitung von Metadaten von Schulerinnen und Schilern und auch Lehrkraften
nicht ausgeschlossen werden konne.

Jochen Ott (SPD) flhrt aus, die Fraktion der SPD werde der Verordnung ebenfalls
zustimmen.

Bereits vor fast zwei Jahren habe ein Gesprach der Sprecher der Fraktionen mit dem
Team der Landesdatenschutzbeauftragten stattgefunden. Damals musste festgestellt
werden, dass die Zusammenarbeit zwischen der Landesdatenschutzbeauftragten und
dem Schulministerium verbesserungswurdig sei. Dies werde auch daran deutlich, wie
lange es gedauert habe, bis nun die Vorlage dem Ausschuss zur Zustimmung vorge-
legt werde.

Anhand der Vorlage werde deutlich, welche Uberforderung in diesem Bereich im Ge-
samtsystem Schule bestehe. Vor diesem Hintergrund sei es gut, dass von vielen
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Schulleitungen vor Ort unabhangig von den Vorgaben daflr gesorgt worden sei, dass
Distanzunterricht stattfinden konnte. Dies konne jedoch keine Dauerldsung sein. Des-
halb werde der Vorlage zugestimmt, aber es bestehe groRer Handlungsbedarf bei der
grundsatzlichen Frage, wie vor Ort der Datenschutz gewahrleistet werden konne, da-
mit Schule funktionieren konne.

Wie komplex die Situation sei, werde daran deutlich, dass Amtsleitungen von Bundes-
behdrden einen zweiten Privatrechner nutzten, um mit Dritten kommunizieren zu kon-
nen, weil dies Uber die dienstlichen Rechner aufgrund der datenschutzrechtlichen Vor-
gaben nicht moglich sei. Fiur die Schulleitungen sei es eine grole Herausforderung,
dies bei einem Kollegium mit 70 oder 100 Personen zu organisieren.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) widerspricht dem erweckten Eindruck, das MSB
habe kein gutes Verhaltnis zur Landesdatenschutzbeauftragten. Es finde ein sehr en-
ger Austausch auch mit der neuen Landesdatenschutzbeauftragten statt. Das gesamte
System Logineo sei komplett mit der Landesdatenschutzbeauftragten abgestimmt
worden. Direkt nach ihrer Ernennung habe zwischen der Landesdatenschutzbeauf-
tragten und ihr ein Gesprach stattgefunden, in dem gegenseitig das eindeutige Signal
ausgesandt worden sei, dass eine enge Zusammenarbeit erfolgen werde.

Das MSB konne und werde keine Zertifizierungsstelle sein. Von dem von der Abge-
ordneten Sigrid Beer angesprochenen Thema seien aber alle Bundeslander betroffen.
In diesem Zusammenhang habe ein sehr intensives Gesprach mit allen Kultusminis-
terinnen und Kultusministern stattgefunden. Es habe Einigkeit bestanden, dass nicht
in einem Bundesland von der Landesdatenschutzbehorde Systeme beflurwortet wer-
den kénnten, wahrend diese von einer Landesdatenschutzbehdrde in einem anderen
Bundesland kategorisch ausgeschlossen oder neutral betrachtet wurden. Deshalb
werde zeitnah ein gemeinsames Gesprach der Kultusministerinnen und Kultusminister
mit den Landesdatenschutzbeauftragten stattfinden, um zu Uberlegen, wie die weitere
Vorgehensweise aussehen sollte, damit die geschilderten Widersprtche nicht entstin-
den.

Derzeit fanden landerubergreifende Beratungen zu Office 365 statt, die noch nicht ab-
geschlossen seien. Die Landesdatenschutzbeauftragte von Nordrhein-Westfalen habe
die Aussage getroffen, sie wolle zunachst das Ergebnis dieser Beratungen abwarten.
Zugleich habe diese aber auch die Aussage getroffen, sie wolle bis zum Abschluss
dieser Beratungen nicht die Schulen belasten, indem sie sich jetzt zu bestimmten Sys-
temen auldere, die inzwischen von den Schulen angeschafft worden seien.

Sigrid Beer (GRUNE) hebt positiv hervor, dass inzwischen aufgrund von intensiven
Nachfragen zu Logineo eine Neuausschreibung des Messenger- und Videotools er-
folgt sei. Nach ihrer Kenntnis konnte das Verfahren aufgrund einer Konkurrentenklage
noch nicht abgeschlossen werden. Sie bitte um Auskunft, wann diese datensicheren
Anwendungen eingesetzt werden konnten und nicht mehr die Nutzung von AWS er-
forderlich sei.
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StS Mathias Richter (MSB) teilt mit, von der Vergabekammer sei fir Marz kommen-
den Jahres ein Termin zu dieser Vergabebeschwerde festgelegt worden.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) erganzt, Konkurrentenklagen seien Ublich. Damit
sei dieser Fall keine Besonderheit.

Der Ausschuss stimmt der Vorlage einstimmig zu.
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4 Kinder ernst nehmen - Lernfreude fordern — Bildungsgerechtigkeit herstellen!
Schulleitungsvotum der aufnehmenden Schule auf der Grundlage eines
aussagekraftigen Grundschulgutachtens als verbindliches Kriterium fiir
die Weiterflihrung der Schullaufbahn festlegen.

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/15452

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Schule und Bil-
dung am 04.11.2021)

Helmut Seifen (AfD) beantragt die Durchflihrung einer schriftichen Anhérung.

Vorsitzende Kirstin Korte regt an, sich darauf zu verstandigen, pro Fraktion eine
Sachverstandige bzw. einen Sachverstandigen zu benennen.

Der Ausschuss kommt uberein, eine schriftiche Anhorung
durchzufihren. Pro Fraktion kann eine Sachverstandige bzw.
ein Sachverstandiger benannt werden.
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5 Schulbetrieb in Pandemiezeiten

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB): Frau Vorsitzende, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Seit meiner letzten Berichterstattung im Ausschuss am 10. November
2021 haben sich im Hinblick auf den Unterrichtsbetrieb in der Pandemiezeit mehrere
weitere Entwicklungen ergeben, Uber die ich Sie informieren mdochte.

Ihnen allen ist die aktuelle Entwicklung des Infektionsgeschehens deutschlandweit,
aber natlrlich auch in Nordrhein-Westfalen bekannt. Auch vor unseren Schulen macht
diese Entwicklung keinen Halt. Ich darf aber sagen, die Lage kann trotz der ansteigen-
den Fallzahlen auch in den Altersgruppen unserer Schulerinnen und Schuler aufgrund
der bewahrten Sicherheitsmalinahmen und der zunehmenden Impfquote als sehr be-
herrschbar eingeschatzt werden. Darauf weisen auch die zahlreichen Daten und Fak-
ten hin, die unsere Schulen zum Infektionsgeschehen und zum Schulbetrieb wochent-
lich melden. Diese Daten unserer Schulen belegen nach wie vor, dass unsere Schulen
in Nordrhein-Westfalen trotz des bundesweit ansteigenden Infektionsgeschehens
keine Infektionstreiber und fur unsere Schulerinnen und Schiler, aber auch fur unsere
Lehrkrafte und sonstigen Beschaftigten weiterhin ein sicherer Lern- und Lebensort
sind.

Der fur die Schulerinnen und Schuler so wichtige Prasenzunterricht findet mit sehr
wenigen Ausnahmen Uberall statt. Im Einzelnen zeigt sich fir die 48. Kalenderwoche
folgendes Bild: Keine Schule ist aufgrund der Coronapandemie vollstandig geschlos-
sen. Insgesamt standen den Schulen 92,7 % der Lehrkrafte fur den Prasenzunterricht
zur Verfugung. Das ist geringfugig Weniger als in der Woche zuvor, als es 93 % waren.

Zum Infektionsgeschehen: Der Anteil der Lehrkrafte, die aufgrund von Corona nicht im
Prasenzunterricht eingesetzt werden konnen, liegt aktuell bei 2,5 %. In der Vorwoche
waren es 2 %. Insgesamt wurden 1.171 bestatigte Coronafélle unter den Lehrkraften
gemeldet. In der Vorwoche waren es 1.010. In Quarantane befinden sich 886 Lehr-
krafte. In der Vorwoche waren es 779. Pandemiebedingt konnten 3 % der Schulerin-
nen und Schaler nicht am Prasenzunterricht teilnehmen. In der Vorwoche waren es
2,6 %. Von den Schulen wurden 17.063 bestatigte Coronafalle unter den Schulerinnen
und Schilern gemeldet. Das entspricht 0,84 % aller Schulerinnen und Schuler. In der
Vorwoche waren es 0,70 %.

Dazu muss gesagt werden: Bestatigte Coronafalle umfassen weiterhin sowohl durch
schulische als auch durch aufierschulische Testungen festgestellte Infektionen mit
SARS-CoV-2. Daruber hinaus flieRen, anders als bei den weiter genannten Zahlen zu
den durchgefuhrten Testungen, nicht nur neu entdeckte, sondern auch seit Langerem
bestehende Infektionen in diese Meldung ein.

In Quarantane befinden sich 33.918 Schilerinnen und Schuler. In der Vorwoche waren
es 30.100 Schulerinnen und Schduler. Die Zahl der in Quarantane befindlichen Schule-
rinnen und Schiler belauft sich in der Primarstufe auf 21.420 Schulerinnen und Schu-
ler. Sie ist hdher als in anderen Schulstufen. Ursachlich hierfur ist, dass in der Primar-
stufe vorrangig Lollytests zum Einsatz kommen und bei einem positiven Poolbefund
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zurzeit noch alle Schulerinnen und Schuler dieser Pools erst nach Vorliegen negativer
Individualtests wieder in die Schule kommen kénnen.

Zu den Testungen: Der Anteil der Schulen, an denen Antigen-Selbsttests durchgefiihrt
wurden, liegt bei 100 %. An weiterfuhrenden Schulen wird weiterhin dreimal wochent-
lich getestet. An den an der COSMO-Umfrage teilnehmenden Schulen wurden insge-
samt 2.640.826 Antigen-Selbsttests durchgefuhrt. Davon waren insgesamt 5.518 Test-
ergebnisse positiv. Das entspricht einem Anteil von 0,19 %. In der Vorwoche waren es
0,18 %.

Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung wurden dariber hinaus in der 47. Ka-
lenderwoche an den Grund- und Forderschulen landesweit 78.563 Pool-PCR-Testun-
gen, das sogenannte Lollyverfahren, durchgefuihrt. Von den insgesamt 679.823 an
diesen Lollytests teilnehmenden Schilerinnen und Schilern wurden im Rahmen der
Poolauflésungen insgesamt 2.452 Schilerinnen und Schuler positiv getestet. Das ent-
spricht 0,36 % aller an diesem Verfahren teilnehmenden Schilerinnen und Schuler. In
der Vorwoche waren es 0,32 %.

Jetzt zur Impfquote an den Schulen: Erfreulich ist, dass nach Daten des Robert Koch-
Instituts zu COVID-19 vom 6. Dezember der Anteil der Zwolf- bis 17-Jahrigen, die eine
Erstimpfung erhalten haben, in Nordrhein-Westfalen weiter gestiegen ist und nunmehr
bei 61 % liegt. Bei den vollstandig Geimpften in dieser Altersgruppe ist die Quote auf
uber 54 % angestiegen. Dies ist bei den vollstandig Geimpften weiterhin die zweit-
hdchste Impfquote unter dieser Altersgruppe im Vergleich zu anderen Bundeslandern
nach Schleswig-Holstein.

Einige Anmerkungen zu den Schulmails, die versandt worden sind. Mit der Schulmail
vom 1. Dezember 2021 haben wir die Schul6ffentlichkeit dartber informiert, dass die
Landesregierung beschlossen hat, die Maskenpflicht am Sitzplatz zum 2. Dezember
2021 wieder einzufuhren. Diese MalRnahme folgt der Zielsetzung, angesichts des stei-
genden Infektionsgeschehens alle vertretbaren Instrumente zum Infektionsschutz
auch in den Schulen zu nutzen, um fur die gesamte Gesellschaft einen erneuten Bei-
trag zur Eindammung der Pandemie zu leisten. Zudem reagieren wir als Landesregie-
rung damit auch souveran auf die Ruckmeldungen aus der Schulgemeinde, die sich
zuletzt verstarkt flr eine Wiedereinfihrung der Maskenpflicht fur alle aus Grinden des
eigenen Sicherheitsgeflhls ausgesprochen hat.

Mit der Wiedereinfihrung der Maskenpflicht am Sitzplatz bleiben zugleich die behérd-
lichen Anordnungen von Quarantanemalnahmen auf ein erforderliches Mal} be-
schrankt, namlich sofern nicht auRergewdhnliche Umstande, das heildt Ausbriiche o-
der das Auftreten von neuen Virusvarianten, vorliegen, wird sich die Anordnung von
Quarantanen grundsatzlich wieder nur auf die infizierte Person beziehen. Vollstandig
geimpfte oder genesene Personen ohne Symptome — wichtig, ohne Symptome — sind
von der Quarantaneregelung weiterhin grundsatzlich ausgenommen.

Erganzende Ausfuhrungen zur Versorgung der Schulen mit Antigen-Selbsttests: Die
engmaschigen Testungen sind ein wichtiger und effektiver Bestandteil bei der Eindam-
mung des Infektionsgeschehens in unseren Schulen und naturlich insbesondere in der
gesamten Bevodlkerung und somit auch auf3erhalb von Schule. Ich wiederhole es noch
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einmal: Kein anderes Bundesland hat eine so wirksame und professionelle Teststra-
tegie wie Nordrhein-Westfalen. Ich freue mich daruber, dass genau dieser Punkt vom
WDR nicht nur regional, sondern auch Uberregional oder auch von der ,Stiddeutschen
Zeitung“ genau mit dieser Erkenntnis kommentiert wurde und dazu berichtet wird.

Alle, die sich Sorgen machen oder sich in den Reihen der Opposition vielleicht auch
unbedingt Sorgen machen wollen, dass unsere Schulen im kommenden Jahr nicht
Uber ausreichende Antigen-Schnellselbsttests oder Testungen in Bezug auf das an-
dere Testverfahren verfugen, mochte ich heute im Interesse unserer Schulerinnen und
Schuler, aber auch der Lehrerinnen und Lehrer sowie naturlich der Eltern bitten — das
meine ich sehr, sehr ernst —, damit aufzuhdren, gezielt Unsicherheiten zu verbreiten.
Das ist fehl am Platz.

Das Ministerium fur Schule und Bildung hat fur 3.300 Grund- und Férderschulstandorte
das bundesweit einzigartige PCR-Testverfahren erfolgreich etabliert und mit den
Schultragern zusammen dafur gesorgt, hier eine stabile Logistik aufzubauen. Wir fah-
ren Tag fur Tag zweimal um den ganzen Globus, um diese Sicherheit in den Schulen
zu gewahrleisten und stehen mit diesem System bundesweit an der Spitze der Bewe-

gung.

Zur Zukunft dieses Testsystems: Wir haben sichergestellt, dass dieses System so-
lange in Anspruch genommen werden kann, wie wir es bendtigen.

Zu den Antigen-Schnellselbsttests: Wir haben als Landesregierung und natarlich als
Ministerium fur Schule und Bildung vom ersten Tag der Testpflicht an die Bereitstellung
der Tests sichergestellt, und wir werden sie auch bis zum letzten in dieser Pandemie
notwendigen Tag trotz logistischer Herausforderungen und trotz der bestehenden en-
gen Marktlage weiterhin sicherstellen.

Bei der Gelegenheit ist vielleicht auch die Information wichtig und fur alle, die sich in
Sorge befinden, beruhigend, dass wir gemeinsam mit den Schulen, den Lieferanten
und den Logistikern dafur gesorgt haben, dass zum Stichtag 1. Dezember bereits vor-
sorglich uber 14 Millionen Tests fur die kommenden Wochen vorhanden sind.

Ich meine, anhand dieser Zahlen kann man zweifelsfrei erkennen, dass nicht nur der
wochentliche Bedarf an den Schulen gedeckt ist, sondern den Schulen dartber hinaus
noch eine ausreichende Anzahl an Antigen-Selbsttests zur Verflgung steht, auf die im
Bedarfsfall zurickgegriffen werden kann. Mit diesen vorsorglichen MaRnahmen er-
madglichen wir sogar, dass in der Vorweihnachtszeit intensiver getestet werden kann.

Daruber hinaus werden wir die Schulen vor dem Schulstart im neuen Jahr im Sinne
einer doppelten Sicherung noch mit einer Sonderlieferung versorgen, damit der Uber-
gang zum bisherigen Bestellrhythmus garantiert funktioniert. Die Schulen wurden und
werden weiterhin Uber alle Schritte rechtzeitig und umfassend informiert und kénnen
sicher sein, dass wir im Ministerium an dieser Stelle mit Gurtel und Hosentragern oder
auch mit Netz und doppeltem Boden ausgestattet sind.

Zur Schulmail vom 23. November 2022, namlich zur Einfihrung der 3G-Regel am Ar-
beitsplatz, auch noch eine Anmerkung meinerseits. Neben der Wiedereinfuhrung der
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Maskenpflicht hat es noch weitere Anderungen gegeben, iiber die ich Sie nun auch im
Einzelnen informieren mochte.

Zum Ende der epidemischen Lage von nationaler Tragweite hat der Bund unter ande-
rem neue Regelungen fur den Infektionsschutz getroffen, die seit dem 24. November
gelten. Diese neuen Regelungen betreffen unter anderem die Einflihrung der 3G-Re-
gel am Arbeitsplatz. Mit der Schulmail vom 23. November ist die Schul6ffentlichkeit
daher Uber die konkreten Auswirkungen dieser Regelung auf den Schulbetrieb infor-
miert worden, namlich flr Beschaftigte in Schulen, also nicht nur fir Lehrkrafte, son-
dern auch flr das sonstige Personal einschliel3lich des Personals der OGS gilt nun-
mehr: Grundsatzlich durfen nur Personen die Schule betreten, die geimpft, genesen
oder getestet sind — das ist die sogenannte §-Regel — und einen entsprechenden
Nachweis bei sich fihren. Nicht immunisierte Beschaftigte ohne einen Testnachweis
durfen die Schule allerdings zur Durchfihrung eines beaufsichtigten Tests betreten.

Anders als bisher lassen die neuen Regelungen eine auf Vertrauen beruhende Tes-
tung zu Hause, wie das bisher der Fall war, vor Schulbeginn nicht mehr zu. Das heif3t,
die Beschaftigtentestung wird ausschlie3lich in der Schule und unter Aufsicht stattfin-
den. Die aufsichtfuhrende Person muss mit der Durchfihrung von Testungen vertraut
sein. Ich denke, das trifft auf alle Lehrkrafte zu. Die mit dem Testnachweis fur Beschaf-
tigte zugrundeliegende Testung darf grundsatzlich maximal 24 Stunden zurtickliegen.
Nicht immunisierte, aber taglich in der Schule Beschaftigte ohne externe Testnach-
weise mussen daher taglich getestet werden. Zusatzlich besteht die Méglichkeit, sich
nach § 4 der Coronavirus-Testverordnung testen zu lassen — das ist die sogenannte
Blrgertestung — und den externen Testnachweis in der Schule den mit der Kontrolle
beauftragten Personen vorzulegen.

Handelt es sich um eine PCR-Testung, dann ist der Nachweis 48 Stunden lang gultig.
Die Schulleitung hat das Vorliegen von Immunisierung oder einer Testung zu uberpru-
fen. Sie kann aber diese Aufgabe an eine Lehrkraft weitergeben.

Noch einige Informationen zur Optimierung des Lollytest-Verfahrens, namlich der Stra-
tegie 2.0 fur die Grund- und Forderschulen. Wir stehen kurz vor den Weihnachtsferien.
Um einen sicheren Ubergang in die Weihnachtsferien und in das neue Jahr 2022 zu
ermdglichen, haben wir die Grund- und Forderschulen bereits mit der Schulmail vom
16. November Uber Folgendes informiert: An den Grund- und Forderschulen wird der
bekannte Testrhythmus bis zu den Weihnachtsferien beibehalten. Eine Abweichung
davon betrifft die letzte Schulwoche vor den Ferien. In dieser letzten Schulwoche wird
am Mittwoch, dem 22. Dezember, eine zeitgleiche Testung aller Schilerinnen und
Schuler, eine sogenannte Volltestung, stattfinden. Dadurch missen am letzten Schul-
tag vor den Weihnachtsferien, namlich am Donnerstag, dem 23. Dezember 2021, nur
noch Einzeltestungen zur Auflosung der positiven Pools durchgefuhrt werden. Das ist
die eine Nachricht.

Die andere Nachricht ist, dass es uns nach intensiven Verhandlungen mit den Laboren
gelungen ist, das Testverfahren ab dem neuen Schuljahr weiter im Sinne der Schile-
rinnen und Schuler zu optimieren. Dariber méchte ich gerne berichten.
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Ab dem 10. Januar 2022 werden die einzelnen Schulerinnen und Schiler an Testtagen
zusatzlich zur Probeentnahme flur den Pooltest eine zweite individuelle Lollyprobe ab-
geben, die als sogenannte Rulckstellprobe mit den Pools an die Labore zeitgleich ver-
sandt wird. Dies bringt verglichen mit dem bisherigen Verfahren dann doch eine Viel-
zahl von Vorteilen mit sich, namlich im Falle eines positiven Pooltestergebnisses wird
diese Ruckstellprobe unmittelbar durch das Labor ausgewertet. Dadurch liegt dann
bereits am Morgen nach der Pooltestung bis um 6:00 Uhr das Einzelergebnis aller
Schulerinnen und Schuler vor, deren Pool positiv getestet wurde. Alle negativ getes-
teten Schilerinnen und Schuler kdnnen somit ohne Unterbrechung dann am Prasen-
zunterricht teilnehmen, und der Tag in hauslicher Quarantane bleibt ihnen dann kunftig
erspart. FUr die Schulen und die Eltern entfallt zudem der Aufwand, Einzelproben am
Folgetag in der vorgesehenen Zeit an die Labore zu senden.

Eine zentrale verfahrenserleichternde Neuerung der Rickmeldestrategie des Lolly-
test-Verfahrens ist auRerdem, dass die Kommunikation der auffalligen Pool- und aller
Einzeltestergebnisse kunftig direkt zwischen den Laboren und den Erziehungsberech-
tigten stattfinden kann. Die benannten Ansprechpersonen der Schulen werden jedoch
weiterhin auf gewohnte Weise durch die Labore informiert. Mit alldem halten wir den
Aufwand fur alle Beteiligten moglichst gering und ermoéglichen damit zugleich auch
weiterhin unser wichtigstes gemeinsames Ziel, namlich die sichere Teilnahme aller
Schulerinnen und Schuler am Prasenzunterricht.

So viel zuerst einmal von meiner Seite.

Herzlichen Dank.

Vorsitzende Kirstin Korte: Frau Ministerin, herzlichen Dank fir den umfangreichen
Bericht. — Zwei Wortmeldungen liegen mir vor. Die erste kommt von Frau Beer. Sie
haben das Wort.

Sigrid Beer (GRUNE): Vielen Dank fiir die Ausfilhrungen, Frau Ministerin. Ich habe
dazu aber noch ein paar Fragen bzw. Anmerkungen.

Sie haben zur COSMO-Abfrage einige Daten genannt. Ich will aber noch erganzen,
dass nach der uns vorliegenden Abfrage in der 48. KW die Zahl der Schulerinnen und
Schuler, die aufgrund der Pandemie nicht am Prasenzunterricht teilnehmen, bei Uber
60.000, namlich 60.117, lag. Herr Staatssekretér, in der Ubersicht stehen unter der
Rubrik Schuilerinnen und Schaler, die aufgrund der Pandemie nicht am Prasenzunter-
richt teilnehmen, darunter Quarantane, darunter bestatigte Infektionen, die Zahlen, die
die Ministerin genannt hat.

Ich komme noch einmal auf die Uber 60.000 zurtick. Diese Zahl hat sich gegenuber
der Vorwoche um 8.000 erhoht. Deshalb lautet meine Frage: Wie werden diese Schu-
lerinnen und Schiuler insgesamt unterrichtlich versorgt? Was bedeutet das?

Ich darf aufgrund der Ruckmeldungen von Schulen noch einmal sehr deutlich sagen,
dass sich das sehr unterschiedlich verteilt. Wir haben vor allen Dingen in Schulen an
ganz bestimmten Standorten erhohte Quarantanezahlen und immer wieder Quaranta-
nen. Das heil3t auch, dass die Ausgangslage fur Kinder gerade aus benachteiligten
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Lagen noch einmal sehr viel schwieriger ist als an anderen Standorten und das regio-
nal unterschiedlich verteilt ist. Wie wird damit umgegangen? Wie ist dann Unterricht
sichergestellt? Daher enthalten die Durchschnittszahlen, die in den unterschiedlichen
Parametern genannt werden, fur sich nicht die letzte Aussagekraft, sondern man muss
sehr, sehr genau hinschauen.

Das wird auch sehr deutlich, wenn man auf die aktuellen Zahlen schaut, die sich vom
Landesgesundheitszentrum spiegeln. Wenn man dann noch mit in Ansatz bringt, dass
die Zahlen in der Nachverfolgung nicht immer aktuell sind — das sieht man auch daran,
wie Zahlen ein, zwei Tage danach nachgeliefert werden —, will ich nur ein paar Bei-
spielzahlen nennen.

In Wuppertal haben wir im Augenblick fur die Funf- bis Neunjahrigen Inzidenzen von
1061, fur die Zehn- bis 14-Jahrigen von 1263. In Minden-Lubbecke sind wir bei den
beiden Gruppen bei 919 und 861. Im Markischen Kreis liegen wir bei 657,8 und flr die
Zehn- bis 14-Jahrigen bei 1.078. In Dusseldorf liegen wir bei 835 und 784. Das sind
alles Zahlen, die uns wirklich in Sorge bringen sollten. Deshalb stellt sich die Frage,
wie weitere Sicherungsmalinahmen — auch die Frage von Luftfiltern — angegangen
werden, weil das ein Punkt ist, der natlrlich zusatzlich fur eine andere Sicherung des
Unterrichts sorgen kann.

Herr Kollege Stamp hatte in der letzten Runde gesagt, es geht nicht darum, dass nicht
zusatzlich geluftet werden muss, auch wenn man Luftfilteranlagen in der Klasse stehen
hat. Naturlich, CO2 wird nicht durch Luftfilter absorbiert, Luftfeuchtigkeit auch nicht. Es
muss aber in einem anderen Rhythmus gedffnet werden. Wir haben gerade bei den
aktuellen Temperaturen aus vielen Klassen die Rickmeldung, dass so uberhaupt kein
kontinuierlicher Unterricht moglich ist. Wie werden also dort die Optionen verbessert?

Es ist naturlich bei den Grundschulen nachvollziehbar, dass dort die Befunde durch
die Pooltests hoher sind als bei den Antigen-Tests in der weiterfuhrenden Schule. Da-
ran wird aber die Frage der Verlasslichkeit der Antigen-Tests deutlich. Ware es nicht
sinnvoll umzusetzen, dass alle Schulerinnen und Schuler, auch die, die geimpft oder
genesen sind, mit Antigen-Tests getestet werden? Wir wissen, das Thema der
Impfdurchbriche hat nichts mit dem Alter zu tun. Es ware also eine zusatzliche Sicher-
heitsmaldnahme, da nicht auszusetzen, sondern konsequent flachendeckend alle
Schulerinnen und Schuler zu testen. Ich bin froh, dass die Maskenpflicht wieder ein-
gefuhrt worden ist. Das war dringend notwendig und ist eigentlich viel zu spat passiert.
Deshalb ist das richtig, aber man muss miteinander daruber reden, dass die Quaran-
taneregelungen wieder zurlickgefahren worden sind und welche Auswirkungen das
haben wird.

Beim Thema ,Impfquote bei den Flnf- bis Neunjahrigen® stehen wir jetzt davor, dass
Impfstoff zur Verfigung steht. Ich sage ausdrucklich, dies nicht deshalb, weil die Kin-
der einen Beitrag zur Herdenimmunitat leisten sollen, sondern weil es um den Gesund-
heitsschutz der Kinder selbst geht. Deshalb ware es wichtig, jetzt Vorsorge zu treffen,
dass Impfangebote flr die Funf- bis Neunjahrigen zentral in den Schulen vorhanden
und damit nah erreichbar fir die Eltern sind, die das wollen. Naturlich muss auch eine
entsprechende Beratung sichergestellt sein. Ich erwarte, dass die Landesregierung
das jetzt sehr konsequent angeht.
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Abschlie3end fur diese Runde: Sie haben gesagt, der 22. ist der Testtag, an dem fla-
chendeckend vor den Feiertagen noch einmal getestet wird. Das heif3t, mit diesem
Datum werden etliche Familien einen positiven Test direkt vor dem Weihnachtsfest
erhalten.

(Zuruf: Wie sieht die Alternative aus?)

Die Frage ist, ob man das tatsachlich einen Tag vorher machen muss. Im Prinzip wird
das Testergebnis unter den Weihnachtsbaum gelegt.

(Zurufe)

Daraus ergeben sich natlrlich Nachfragen. Am 22. erfolgt die Testung, und der letzte
Schultag ist der 23. Wir wissen von den Nachlaufen aus den Laboren, was das heift.
Das heildt, die Nachrichten werden unter Umstanden gar nicht mehr alle erreichen bzw.
die Schulen haben Nacharbeiten durchzufuhren. Deshalb ware es eigentlich fur alle
Familien im Hinblick auf die Vorplanung sicherer, die zentrale Testung einen Tag vor-
zuziehen.

Danke.

Vorsitzende Kirstin Korte: Jetzt versuchen wir das Ganze mit Ruhe und Pragnanz
weiterzuflihren. Herr Ott hat die nachsten Fragen. Dann hat sich Frau Muller-Rech zu
Wort gemeldet. Wir schauen dann einmal, wie es weitergeht. Dann wird die Ministerin
antworten. — Herr Ott, bitte.

Jochen Ott (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. — Ich habe keine Fragen, sondern
wir hatten es schon wahrend der ganzen Pandemie, dass es eine sehr ausflhrliche
Regierungserklarung gibt, in der das eigene Handeln dargestellt und gerechtfertigt
wird. Ich glaube, dass das eigentlich einer parlamentarischen Befassung — das habe
ich schon ein paarmal gesagt — in einer Pandemie nicht angemessen ist. Das ist aber
mufig. Wir diskutieren das seit 20 Monaten.

Ich bleibe dabei, ich hatte mir gewunscht, dass ein anderer Weg beschritten wird. Im
Bundestag wird durch die neue Regierung in den letzten Wochen deutlich gemacht,
dass das Parlament mehr Entscheidungsbefugnisse hat. Man ringt sich sogar dazu
durch, bei wichtigen Fragen die Fraktionsdisziplin aufzuweichen und damit bestimmte
Entscheidungen fraktionsubergreifend moglich zu machen, wenn ich zum Beispiel an
die Impfpflicht denke. Solche Gedanken hatten natlrlich in diesem Bundesland langst
laufen kdnnen. Das war so nicht gewollt. Insofern haben Sie die Verantwortung an sich
gezogen. Damit haben Sie sie aber auch und missen natirlich damit leben, dass man
Sachen anders sieht und kritisch sieht.

Ich halte weiterhin eine ganze Menge von Punkten, die gemacht worden sind, fur in-
konsequent und fur nicht klar. Damit wird keine mutige Politik in dieser Pandemie be-
trieben. Ich will nicht viel Zeit darauf verwenden, aber ich kdnnte Aussagen aus der
Plenardebatte um die Maskenpflicht zitieren. Ich muss Ihnen sagen: Ich bleibe dabei,
das Verantwortungsbewusstsein der meisten Schuilerinnen und Schuler in unserem
Land war wesentlich hoherer als das der regierungstragenden Fraktionen. Das hat
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dazu beigetragen, dass das, was Sie beschrieben haben, so kommen konnte. Die
Wiedereinfuhrung dann noch damit zu begrinden, dass man auf das gehort habe, was
aus den Schulen an Anforderung kam, ist natdrlich ... Na ja, lassen wir das einmal so
stehen. Hilfreich ist das nicht. Das war eine unnotige Diskussion und hat, glaube ich,
psychologisch perspektivisch noch sehr viel groRere Folgen bei den Kindern, wenn
man immer rein in die Kartoffeln und raus aus den Kartoffeln geht. Dieses Hin und Her
macht aus meiner Sicht sehr, sehr wenig Sinn. Deshalb war und ist das immer noch
ein Fehler.

Das Zweite ist —ich will noch ein paar Schlaglichter werfen —, dass Lehrkrafte an
Grundschulen gerade verzweifelt dabei sind, irgendwo Boostertermine zu bekommen.
Deren Arzte haben gesagt, sie kdnnen dort nicht geimpft werden. Das ist keine Uber-
raschung. Man hatte naturlich von Staats wegen organisieren kann, dass man sagt,
unsere Lehrkrafte sollen geboostert werden. Ich verstehe nicht, wieso solche Prozesse
nicht organisiert werden.

Ein dritter Punkt: Ich kann mir denken, dass das Ministerium bestimmt begeistert ge-
wesen ist, als das Innenministerium die Aufgabe der Bestellung von Tests Ubertragen
hat. Das muss Begeisterungsstirme im Schulministerium ausgeldst haben, weil man
darauf ausgerichtet ist, europaweite Ausschreibungen in diesem Bereich zu machen.
Das ist ein systemisches Versagen, das man aber nicht dem Schulministerium und
auch nicht Ihnen, Frau Ministerin, vorwerfen kann. Vielmehr ist das ein systemisches
Versagen der Landesregierung, weil sie nicht bereit gewesen ist, einen Krisenstab ein-
zusetzen. Das zeigt, dass man im Innenministerium und Uberhaupt in der Landesre-
gierung im September/Oktober davon ausgegangen ist, wir sind durch, anstatt im
Grunde genommen durch die Krise zu steuern, das zusammenzubinden und damit die
Leute im Schulministerium zu entlasten. Ich sage das einmal ganz deutlich, weil na-
turlich das Schulministerium einen riesigen Tanker zu verantworten hat. Da hatten die
Kolleginnen und Kollegen die Zeit sicherlich mit glinstigeren Dingen verbringen sollen.
Dann hat man die Schulen auffordert, Tests zu bunkern, damit man uber den Januar
kommt.

Die Antwort auf die Kleine Anfrage war, bevor sie bei mir ankam, gestern schon bei
der dpa. Das fand ich interessant, aber sei es drum. Wir haben in der Kleinen Anfrage
danach gefragt, was ist. Ich hoffe, dass alles gutgeht. Ich hoffe, dass das mit den Aus-
schreibungen lauft. Ich hoffe, dass Sie am Ende keine Widerspruchsphasen haben
werden, aber vermutlich werden sie haben, aber das ware nicht nétig gewesen, wenn
man etwas Perspektivischer in der Landesregierung gehandelt hatte.

Wir haben dann die Situation mit den Forderprogrammen. Die Leute sagen uns in den
Anhérungen — auch in der letzten Woche wieder —: Das ist wunderbar, das Geld ist
gut, aber kann es abgerufen werden? Wie geht das mit den Bildungsgutscheinen? —
Der Punkt steht auf der heutigen Tagesordnung, aber den werden wir heute nicht mehr
behandeln kdnnen. Deshalb beziehe ich den frech mit ein. Ich verstehe einfach nicht,
weshalb man in einer solchen Phase ...

Vorsitzende Kirstin Korte: Herr Kollege Ott, die Tagesordnungspunkte lassen wir
bitte dort wo sie sind.
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Jochen Ott (SPD): Ja, die bleiben da, aber trotzdem ist das ein Punkt, der mit Pande-
mie zu tun hat. Wie kann das Geld abgerufen werden?

Bemerkenswert finde ich auch, in einer Pandemie und einer Diskussion, zu der wir vor
Kurzem eine groRe Anhorung zu der Frage hatten, wie man digitale Lerninhalte ein-
bauen kann, wird eine Webschule abgeraumt. Ich halte die Vorgehensweise im Minis-
terium, vor allem in der Bezirksregierung Arnsberg, fur nicht hinnehmbar. Ich gehe
davon aus und hoffe sehr ...

Vorsitzende Kirstin Korte: Herr Kollege Ott, ich insistiere noch einmal.

Jochen Ott (SPD): Frau Vorsitzende, noch habe ich ...

Vorsitzende Kirstin Korte: Nein, ich entziehe Ihnen gerade das Wort.

Jochen Ott (SPD): Das hat etwas mit der Frage der Pandemiebekampfung zu tun.

Vorsitzende Kirstin Korte: Nein, das hat auch etwas damit zu tun, dass Sie sich bitte
an die Tagesordnung halten.

Jochen Ott (SPD): Ja, daran halte ich mich.
Vorsitzende Kirstin Korte: Nein, das tun Sie gerade nicht.

Jochen Ott (SPD): Das ist in Zeiten der Pandemie. Wenn in der Pandemie Entschei-
dungen getroffen werden, die beispielsweise verhindern, dass solche digitalen Mog-
lichkeiten geschaffen werden, dann ist das ein Fehler.

Wenn man also einen Strich darunter zieht, kann man feststellen: In der Frage der
Pandemiebekampfung ist weder erkennbar gewesen, dass es eine Strategie gibt, noch
dass der Versuch unternommen wurde, das gemeinsam anzugehen. Es ist letztlich
auch nicht der Versuch unternommen worden, die Expertinnen und Experten in den
Schulen mitzunehmen. Deshalb sind an vielen Stellen in unserem Land grof3e Frust-
rationen vorhanden, weil sie das Gefuhl haben, dass sie nicht ernst genommen wer-
den. Da kann ich Ihnen nur sagen, das wird in den nachsten Wochen und Monaten
weiter zu Diskussionen fuhren.

Abschlie3end finde ich, dass die Fokussierung auf Zahlen und Prozentzahlen — das
haben wir auch schon vor einem Jahr diskutiert —, die angeblich immer so gering sind,
den Blick darauf verstellt, dass das viele Kinder sind. Das sind alles Einzelschicksale.
Dafur haben wir nun einmal die Verantwortung. Insofern sind die Aufstellung und der
Umgang mit der Pandemie aus unserer Sicht nicht zielfihrend gewesen und sind sie
auch weiterhin nicht. An vielen Stellen mutet er an als eine nicht wirklich organisierte
und strukturierte Vorgehensweise.
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Deutlich wird das an der Frage, die wir in den letzten Tagen in der Offentlichkeit dis-
kutiert haben. Das ist die Frage der Luftfilter, bei der deutlich geworden ist, dass man
in offentlichen Stellungnahmen einfach sagt: Ja gut, wenn das Geld nicht abgerufen
wird, dann wird es auch nicht gebraucht. — Das heif3t, man kann hinsehen wo man will,
es fuhrt immer wieder zum selben Ergebnis. Das ist dulRerst bedauerlich.

Franziska Miiller-Rech (FDP): Frau Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
mdchte an erster Stelle fir den Bericht und fir die umfangreiche COSMO-Abfrage
danken. Ich mdchte noch einmal darstellen, dass der Schulbereich im Hinblick auf die
Datenlage an unseren Schulen wirklich fuhrend ist. Ich glaube, darauf kann man sehr,
sehr stolz sein. Der Staatssekretar nickt schon.

Neben den vielen Zahlen, die wir gehdrt haben, fand ich besonders wichtig die klare
Aussage, dass Schulen weiterhin keine Pandemietreiber sind und sie sichere Lern-
und Lebensorte sind. Ich mochte den Appell an uns alle wiederholen — wir haben heute
Gemeinsamkeiten hervorgehoben —, dass wir uns gemeinsam schutzend vor unsere
Kinder und Jugendlichen stellen und uns gegen alle Versuche verwahren, den Kindern
und Jugendlichen die Schuld fur steigende Infektionszahlen zu geben. Meine Damen
und Herren, es sind andere Teile der Gesellschaft, die nicht solidarisch sind. Unsere
Kinder und Jugendlichen sind seit 20 Monaten sehr, sehr solidarisch. Ihnen gebuhrt
unser Lob und unsere Anerkennung.

Die Versorgung mit Tests ist trotz der angespannten Marktlage auch gesichert. Auch
daflr méchte ich ein Lob aussprechen. Ich finde es in Ordnung, gerade in einer so
angespannten Lage dafur zu sorgen, dass uber Weihnachten hinaus Tests gebunkert
werden konnen. Ich empfinde das durchaus als positiv.

Es ist auch klasse, dass die Lollytests weiterentwickelt werden. Auch da mdchte ich
noch einmal hervorheben, dass wir da von Beginn an als Bundesland fihrend unter-
wegs sind. Ich mochte auch die tolle Zusammenarbeit mit unseren Unikliniken — in Fall
der Lollytests ist das die Uniklinik KoIn — hervorheben. NRW kann wirklich sehr, sehr
stolz auf die Kooperationen mit der Medizin sein. Andere Bundeslander versuchen das
einzufuhren. Ich méchte den Matador Markus Soder tadelnd erwdhnen, der das ver-
sucht hat, aber nicht auf die Kette bekommt, aber trotzdem der Meinung ist, er musste
anderen Bundeslandern Tipps geben, wie man die Pandemie erfolgreich bewaltigt.

Lassen Sie mich dann noch auf das Thema ,Luftfilter” eingehen. Die Debatte ist in der
Tat unverandert, aber auch die Einschatzung des Umweltbundesamtes ist aus meiner
Sicht unverandert geblieben. Es gibt immer noch keine eindeutige Empfehlung, aber
mit dem jetzigen Regierungswechsel erhalt das Ubergeordnete Haus eine neue Fuh-
rung. Es konnte eine Aufgabe der neuen Ministerin Steffi Lemke sein, sich das Thema
noch einmal anzusehen.

Vor dem Hintergrund mdchte ich aber auch darauf hinweisen, dass das Umweltbun-
desamt eindeutige Hinweise gibt, wie Raume, auch Klassenraume, sicher bellftet wer-
den, die allen Schulen zur Verfiugung stehen. Ich habe mich selbst am vergangenen
Montag davon Uberzeugt und eineinhalb Stunden mit einer Schulklasse diskutiert. Da
hat das Luften wunderbar funktioniert. Es musste auch keiner Jacken, Handschuhe
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oder Ahnliches tragen, wie es schon einmal kolportiert wird. Ich méchte sagen, dass
die meisten Klassen das sehr, sehr gut hinbekommen. Dort, wo das nicht klappt,
konnte sicherlich noch einmal eine Beschaftigung mit den Vorgaben des Umweltbun-
desamtes erfolgen. Wenn man richtig luftet, sinkt die Temperatur kurzfristig um 2° C
und steigt dann wieder an. Ich glaube, das ist kein Grund flr polare Bekleidung.

Zum Schluss: Ich halte es fur richtig, dass wir hier beherzt Uber die ganzen Pandemie-
maflnahmen diskutieren, aber ich moéchte auch daran erinnern, dass wir das immer
vor dem Hintergrund diskutieren sollten, wie wir einen sicheren Schulbetrieb in Pan-
demiezeiten gewahrleisten kdnnen. Ich glaube, es ist nicht richtig an die Schulminis-
terin adressiert, dafur zu sorgen, dass die Familien ein sicheres Weihnachtsfest feiern
kénnen, auch wenn wir uns das alle sehr, sehr winschen. Ich glaube, dafir sollten
nicht die Schulen mit ihren Testungen zustandig sein. Ich mochte da auf die Mdglich-
keiten von Blrgertests verweisen. Die Schulministerin ist schon fur sehr, sehr viel zu-
standig, das sie bewaltigt, aber ich glaube, wir sollten die Verantwortung an der Stelle
klar abgrenzen.

Vielen Dank.

Helmut Seifen (AfD): Frau Ministerin, vielen Dank fur den Bericht. Er Iasst hoffen,
dass an den Schulen das Leben und das Unterrichten weitergeht. Gut ist auch die
veranderte Teststrategie, dass die Kinder nicht wieder einen Tag in Quarantane mus-
sen, bis der PCR-Test ausgewertet ist, wenn der Lollytest zu einem positiven Ergebnis
gefuhrt hat. Wenn man mit Eltern spricht, ist es nicht die Angst, dass ihre Kinder er-
kranken oder schwer erkranken, sondern sie haben die Angst, dass ihr Kind pl6tzlich
in Quarantane und einer der beiden Elternteile zu Hause bleiben muss. Das lasst sich
mit dem Arbeitgeber nicht immer so vereinbaren. Das ist die gro3e Panik, die die Eltern
haben. Sie haben eben nicht Angst davor, dass ihre Kinder erkranken. Diese fehlende
Angst ist zu Recht da; denn Kinder erkranken Gott sei Dank kaum. Die Zahlen, die
Frau Beer hier vorgetragen hat, sind reine Fantasie. Es sind irgendwie gewonnene
Zahlen, von denen man nicht weil3, wie sie gewonnen worden sind.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

Es weil} kein Mensch, wer davon krank geworden ist. Die Krankheit und das Virus
wirken sehr unterschiedlich, auf Kinder Gott sei Dank fast Gberhaupt nicht. Frau Beer
und Herr Ott, deshalb muss ich lhnen sagen: Es war wirklich unertraglich, sich das
anzuhdren, was Sie hier vorgetragen haben. Seit April 2020 verbreiten sie mit erkennt-
nis- und sachverfalschendem Eifer Panik und versuchen den Menschen einzureden,
dass sie gleich sterben werden, wenn sie angesteckt werden. Das alles ist Gott sei
Dank nicht der Fall. 98, 99 % der Infizierten Uberleben, je nach Krankheitsverlauf, ob
sie einen schweren oder leichten Krankheitsverlauf haben. Deshalb finde ich das un-
ertraglich. Die Kinder wollen zur Schule gehen. Die Lehrer wollen unterrichten. Das
Wichtigste ist, dass wir den Schulbetrieb aufrechterhalten.

Mit einigen MalRnahmen bin ich naturlich nicht einverstanden, aber dazu haben wir
einen Antrag eingereicht. Deshalb sage ich dazu nichts. Frau Ministerin, ich erkenne
an, dass Sie im Rahmen dessen, was im Schulausschuss, aber auch o6ffentlich Uber
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Verlautbarungen in den Medien an Druck aufgebaut wird, einen Weg gefunden haben,
der Sie auf der einen Seite im Ministeramt behalt, aber Uber den sie auf der anderen
Seite dem offentlichen Druck in gewisser Weise nachgeben. Das will ich durchaus an-
erkennen, aber ich kann nur sagen: Frau Beer, Herr Ott, was Sie hier betreiben, ist
unverantwortlich.

Claudia Schlottmann (CDU): Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren, liebe Kol-
legen! Ich widerstehe jetzt der Versuchung, in meinem Wortbeitrag all das zu erzahlen,
was ich immer schon einmal zur Pandemie in Schulen erzahlen wollte. Ich denke, das
ist heute schon deutlich genug geworden. Deshalb muss das nicht noch einmal pas-
sieren.

Ich glaube, wir sind uns alle einig darliber, dass wir mit den Testungen in der Schule
einen hervorragenden Weg gegangen sind, der in der Bundesrepublik seinesgleichen
sucht. Vor dem Hintergrund bin ich ausgesprochen dankbar dafur, dass wir ihn weiter
fortfUhren.

Jeder, der im Moment versucht, Tests zu bestellen — wo auch immer, ob im Internet
oder im Einzelhandel —, wird feststellen, wie schwierig das ist und vor allem wie teuer
die Tests geworden sind. Vor dem Hintergrund noch einmal ein herzliches Danke-
schon an das Ministerium, dass Sie sich da sehr fruh auf den Weg gemacht haben und
man auch immer wieder bereit ist, die Testverfahren zu modifizieren.

Ich glaube, wir sind uns auch alle daruber einig, dass es nichts Besseres fur die Kinder
gibt als den Prasenzunterricht. Insofern bin ich ausgesprochen froh dartber, dass wir
uns zum Stand heute weiter im Prasenzunterricht befinden; denn ich glaube, wir haben
alle festgestellt, dass der Digitalunterricht, so toll er in manchen Teilen sein mag, si-
cherlich andere Probleme flr die Kinder mit sich bringt. Insofern herzlichen Dank an
das Ministerium. Ich hoffe, dass wir nach den Weihnachtsferien allmahlich Land sehen.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB): Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren!
Zunachst einmal eines vorweg: Ich bin ein wenig erstaunt. Ich bin dariber ein wenig
erstaunt, dass ich mich zum wiederholten Male des Eindrucks nicht erwehren kann,
dass Uber die Opposition — gerade von lhnen, liebe Frau Beer — versucht wird, den
Schulen zu unterstellen, sie wurden falsche Zahlen liefern. Wir fragen die Schulen Wo-
che fir Woche ab. Diese Zahlen tragen wir hier jedes Mal vor. Diese Zahlen werden
sehr transparent veroffentlicht. Dann finde ich es nicht in Ordnung, wenn hier so getan
wird, dass wir mit falschen Zahlen arbeiten bzw. falsche Interpretationen der Zahlen
von uns geben. Das ist das eine.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Ich habe Ihre Zahlen genannt, Frau Ministerin!)

Das Zweite, das ich gerne sagen mochte, ist: Ja — zu den Zahlen selbst wird nachher
Herr Staatssekretar Richter noch etwas sagen —, richtig und wichtig ist auch zu sagen,
97 % aller unserer Schulerinnen und Schuler nehmen am Prasenzunterricht teil. Das
ist Fakt. Das ist die Realitat. Die habe ich wiedergegeben. Zu den anderen Zahlen wird
Herr Staatssekretar Richter gleich etwas sagen.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Wo holen Sie falsche Zahlen her?)
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Frau Beer, in Bezug auf die Lollytests kann ich etwas nicht verstehen. Ich habe den
Eindruck, dass Sie lieber die Kinder ungetestet in die Weihnachtsferien gehen lassen
wollen.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

— Entschuldigung, ich kann das nicht nachvollziehen. Wir testen zweimal in dieser Wo-
che. Die erste Halfte aller Grund- und Forderschulkinder wird am 20. getestet, die an-
dere Halfte aller Grund- und Foérderschulkinder am 21. Alle Grund- und Foérderschul-
kinder werden zur Sicherheit noch einmal am 22. getestet. Das heil3t, wir lassen hier
wirklich die hochstmaogliche Vorsicht walten, damit alle gut und gesund in das Weih-
nachtsgeschehen hineingehen konnen, aber damit auch alle wissen, wie die Lage ist.
Ich glaube, mehr kann man an dieser Stelle nicht machen. Da ist der 22. der spatmaog-
lichste Termin.

Dann zu lhrer Frage zur Vorbereitung: Ja, der Impfstoff wird erwartet. Er soll ab kom-
mender Woche — es steht noch aus, ob das tatsachlich der Fall sein wird — verfugbar
sein. Wir handhaben das genauso wie wir das im Sommer gehandhabt haben, namlich
mit den Schulerinnen und Schulern ab zwolf bis 17, dass wir zusammen mit dem
MAGS entsprechende Impfangebote, ob in Impfzentren oder mobil an den Schulen,
vorbereiten.

Ich méchte aber auch dazu sagen, dass ich glaube, dass es viele Eltern gibt, die ge-
rade fur diese Altersgruppe eher den Haus- und den Kinderarzt als grofde Impfzentren
oder entsprechende Angebote an den Schulen aufsuchen. Gleichwohl arbeiten wir im
Hintergrund daran, um in Abstimmung mit den Schultragern und den Schulleitungen
mdglich zu machen, dass dieses Impfangebot gegeben werden kann.

Zu den 60.000 gebe ich schnell an Staatssekretar Richter weiter, weil wir in der Zeit
bleiben missen.

StS Mathias Richter (MSB): Ich fasse mich ganz kurz. Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende! Frau Abgeordnete Beer, zu den 60.000 wtrde ich gerne die Zahl kurz einord-
nen. In der Tat, sie kommt aus der COSMO-Abfrage. Vielleicht liegt aber auch ein
bisschen ein Missverstandnis vor. Sie hatten insbesondere mit Blick auf die Schulerin-
nen und Schuler gefragt, wie die in der Zeit beschult werden.

Wir haben 60.000, die coronabedingt nicht am Unterricht teilnehmen kénnen. Darunter
befinden sich aber auch fast 34.000 Schulerinnen und Schuler, die sich vorubergehend
kurzfristig in Quarantane befinden. Das heif}t, das sind keine Schulerinnen und Schu-
ler, die dauerhaft aufgrund von Vorerkrankungen nicht am Unterricht teilnehmen kon-
nen. Von diesen fast 34.000 sind wiederum fast 21.000 Grundschulerinnen und Grund-
schuler, die aufgrund des Verfahrens bei den Lollytestungen fur einen Tag in Quaran-
tane mussen. Das verbessern wir jetzt — das hat gerade die Ministerin ausfuhrlich vor-
getragen —, sodass sich die Zahl dadurch noch einmal relativiert. Darunter haben wir
auch die Infizierten mit 17.000, sodass wir eigentlich Uber eine Zahl von Schulerinnen
und Schuler reden, um die man sich langerfristig kimmern muss, wie die beschult
werden. Das sind etwa 10.000. Wenn man das auf die Schulen umlegt, die wir in Nord-
rhein-Westfalen haben, reden wir im Durchschnitt Gber zwei Schulerinnen und Schuler
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pro Schule. Dazu haben die Kolleginnen und Kollegen bei uns im Haus einen dauer-
haften Kontakt mit den Bezirksregierungen, zuletzt noch gestern. Wir haben uns aus-
fuhrlich darUber ausgetauscht, dass sich die Schulaufsicht darum bemuht — das funk-
tioniert auch —, dass diese Schulerinnen und Schuler mit Moglichkeiten erreicht wer-
den, die insbesondere durch die Lehrkrafte geschaffen werden, die wiederum
coronabedingt nicht im Prasenzunterricht aktiv sein kdnnen. Ich glaube, es ist selbst-
verstandlich, dass das eine Herausforderung ist.

Ich muss mich ein bisschen beeilen. Zum Thema, es muss alles zentral gemacht wer-
den, wenn wir das Testgeschehen an den Schulen organisieren wollen. Dazu sage ich
ganz offen und ehrlich: Ich bin froh, dass wir das PCR-Lollytest-Verfahren bei uns im
Schulministerium organisieren, weil es ist sehr, sehr hilfreich, dass man schulfachli-
chen Sachverstand mitbringt, dass man das Binnenleben von Schule, das Zusammen-
wirken von Schuilerinnen und Schilern mit Lehrkraften und Eltern kennt, um diese
Testsysteme und -verfahren treffsicher und gut aufzusetzen. Nicht alles muss man
zentral machen. Ich sage auch ganz offen und ehrlich: Das Lolly-Testverfahren ist so
wunderbar, dass wir das als Schulministerium gar nicht mehr aus den Handen geben
warden.

Das andere funktioniert auch. Da gilt das, was die Ministerin sagt. Wir sollten Sicher-
heit in die Landschaft geben. Wir sorgen dafir, dass an den Schulen ausreichend und
intensiv getestet werden kann.

Dritte Bemerkung: Was machen wir mit den Schulerinnen und Schilern, die immuni-
siert sind, wenn sie sich moglicherweise anlassbezogen aufgrund von Symptomen
doch testen lassen wollen? Wir haben eine Corona-Betreuungsverordnung. In der
steht die Zahl der Tests pro Woche: dreimal Antigen-Schnellselbsttest, zweimal PCR-
Test.

Ich sage es einmal so: Ohne das Testgeschehen unndtig anheizen zu wollen, durfen
diejenigen, die trotzdem sagen, wir mdchten noch einmal einen Test machen — das
gibt im Ubrigen das Testvolumen an den Schulen her —, den Test machen. Die Zahlen
der COSMO-Abfrage legen nahe und weisen darauf hin, dass das auch in Anspruch
genommen wird.

Ich glaube, jetzt muss ich Schluss machen. Ich hatte noch Lust, noch etwas zur Web-
Individualschule zu sagen. Lieber Herr Abgeordneter Ott, wir raumen die nicht ab — das
konnen wir gar nicht —, sondern wir verhalten uns nur zum Prifungsgeschehen, wie
das auf der Grundlage der entsprechenden Verordnung und eines Erlasses stattfindet,
und sind im Gesprach zur Web-Individualverordnung Schule. Dabei ist die Zielsetzung,
dass wir die Schulerinnen und Schuler nicht unangemessen durch Prufungssituatio-
nen belasten wollen, weil wir fir die ganze Republik an der Stelle zentral die Prifungen
organisieren mussen. Wir sorgen aber auch dafur, dass wir das Personal bei der Be-
zirksregierung in Arnsberg und auch die Lehrkrafte, die die Prifungen durchfihren
mussen, nicht uberfordern.
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6  Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen — gesichert, gestarkt und qualita-
tiv verbessert

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5796

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit tUber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.
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7  Sachstand Entfall heimatsprachliches Unterrichtsangebot fiir Grundschiiler-
Innen in Bonn (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/6105

— keine Wortbeitrage
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8 Geplante Bildungsgutscheine im Forderprogramm Extra-Geld (Bericht be-
antragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/6133

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit Gber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.
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9 Sachstand Exernenpriufung web-individualschule (Bericht beantragt von der
SPD [s. Anlage 3])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/6146

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit Gber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.
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10 Behandlung von Petitionsangelegenheiten

Petition 17-P-2021-15908-01
Vorlage 17/5694

Petition 17-P-2020-19679-00
Vorlage 17/5695

Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit uber-
ein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachs-
ten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.
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11 Verschiedenes

Vorsitzende Kirstin Korte kindigt an, das Gesetz zur Modernisierung und Starkung
der Eigenverantwortung von Schulen (16. Schulrechtsanderungsgesetz), Verordnung
zur Anpassung schulrechtlicher Vorschriften, werde voraussichtlich in der nachsten
Woche dem Landtag zugeleitet. Es sei bereits der Wunsch geaufiert worden, zu die-
sem Gesetzentwurf eine Anhorung durchzuflhren. Sie schlage zur Vermeidung einer
Sondersitzung des Ausschusses vor, die Anhérung am Dienstag, dem 18. Januar
2022, ab 14:00 Uhr im Plenarsaal durchzufuhren. Daruber hinaus schlage sie vor, die
kommunalen Spitzenverbande vor die Klammer zu ziehen und pro Fraktion zwei Sach-
verstandige vorzusehen.

Sigrid Beer (GRUNE) spricht sich dafiir aus, sich auf drei Sachverstandige pro Frak-
tion zu verstandigen. Dem Vorschlag, die kommunalen Spitzenverbande vor die Klam-
mer zu ziehen, konne sie zustimmen.

Jochen Ott (SPD) unterstutzt den Vorschlag ihrer Vorrednerin, da sich der Gesetzent-
wurf auf viele unterschiedliche Themen erstrecke. Gerne kobnne im Vorfeld der Anho-
rung eine Clusterbildung erfolgen.

Vorsitzende Kirstin Korte ist bereit, die Zahl der Sachverstandigen auf drei pro Frak-
tion zu erweitern. Uber die Gestaltung der Anhorung sollte sich in der Obleuterunde
unterhalten werden. Um eine zeitgerechte Ladung vorzunehmen, bitte sie die Fraktio-
nen, die Sachverstandigen bis zum Dienstschluss am 10. Dezember 2021 zu benen-
nen. Einzelne Nachmeldungen seien moglich, wenn die Zahl der Sachverstandigen
von einer Fraktion nicht ausgeschopft werde.

Der Ausschuss kommt Uberein, am 18. Januar 2022, 14:00 Uhr,
eine Anhorung zum Gesetz zur Modernisierung und Starkung
der Eigenverantwortung von Schulen (16. Schulrechtsande-
rungsgesetz), Verordnung zur Anpassung schulrechtlicher
Vorschriften, durchzuflhren. Pro Fraktion kbnnen unabhangig
von den kommunalen Spitzenverbanden bis zu drei Sachver-
standige benannt werden.

gez. Kirstin Korte
Vorsitzende

3 Anlagen
14.02.2022/15.02.2022
10
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SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Diisseldorf

An die

Vorsitzende des Ausschusses fiir Schule und
Bildung

Frau Kirstin Korte MdL

-per E-Mail-

15.11.2021

Thema: Sachstand Entfall heimatsprachliches Unterrichtsangebot fiir
Grundschiilerinnen in Bonn

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des
Ausschusses fiir Schule und Bildung am 08. Dezember 2021

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

fir die Sitzung des Ausschusses fiir Schule und Bildung am 08. Dezember 2021
beantrage ich fir die SPD-Fraktion einen schriftlichen Berichtspunkt mit dem
fir

Titel ,Sachstand Entfall heimatsprachliches Unterrichtsangebot
Grundschulerlnnen in Bonn*.

APr 17/1664
Anlage 1, Seite 1

NRW
DIE FRAKTION

SPD

Jochen Ott MdL
Schulpolitischer Sprecher

Platz des Landtags 1
40221 Diisseldorf

T0211.884-23 23

F 0211.884-3215
jochen.ott@landtag.nrw.de

www.spd-fraktion-nrw.de

Am Montag, den 10. November 2021, hat uns als Mitglied des Ausschusses fiir

Schule und Bildung eine Zuschrift erreicht, in dem Eltern von Grundschiilerinnen

aus Bonn sich mit der dringenden Bitte um Unterstiitzung an uns gewendet

haben.

Seit dem 09. Juni 2020 findet pandemiebedingt kein Unterrichtsangebot der

Stadt Bonn in kroatischer Sprache statt. Es wird geschildert, dass seit tiber einem
Jahr weder eine kurzfristige Vertretungslosung noch eine mittelfristige
Ubergangslésung seitens des Schulamtes in Bonn und der Bezirksregierung KéIn

gefunden worden ist.
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Die Bedeutung des muttersprachlichen Unterricht ist fiir die
Bildungsbiographien von hoher Bedeutung und sollte daher auch im Rahmen
der Moglichkeiten durchgefiihrt werden.

Vor diesem Hintergrund bitte ich im Namen der SPD-Fraktion im Landtag um
einen schriftlichen Bericht, die den Sachverhalt klarstellt und darlegt, ob seitens
der landesregierung sofortige = Malnahmen geplant sind, den
muttersprachlichen Unterricht wieder zu gewdhrleisten und falls ja, wie diese
aussehen wiirden.

Mit freundlichen GriiRen

bl

Jochen Ott MdL
Sprecher fiir den Arbeitskreis Schule und Bildung

Seite 2
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NRW
DIE FRAKTION

SPD

Jochen Ott MdL
Schulpolitischer Sprecher

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Diisseldorf Platz des Landtags 1
40221 Diisseldorf
An die T0211.884-23 23
Vorsitzende des Ausschusses F0211.884-3215
. . jochen.ott@landtag.nrw.de
fiir Schule und Bildung
Frau Kirstin Korte MdL www.spd-fraktion-nrw.de

-per E-Mail-
25. November 2021
Geplante Bildungsgutscheine im Forderprogramm Extra-Geld

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Aus-
schusses fiir Schule und Bildung am 08. Dezember 2021

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

fiir die Sitzung des Ausschusses fiir Schule und Bildung am 08.12.2021 bitte ich
im Namen der SPD-Landtagsfraktion um einen schriftlichen Bericht der Landes-
regierung zum Thema ,Geplante Bildungsgutscheine im Forderprogramm
Extra-Geld“

Mittels Pressemitteilung vom 30. Juni 2021' sowie vom 13. August 2021* infor-
mierte das Ministerium fiir Schule und Bildung liber das MaRnahmenpaket , An-
kommen und Aufholen, das unter anderem den Baustein , Extra-Geld“ enthalt.
Am 12. August 2021 gab das Ministerium hierzu eine Schulmail heraus.?

In der Gesamtsumme in Hohe von 180 Millionen Euro im Fordertopf ,Extra-
Geld“ seien mindestens 30 Prozent fiir Bildungsgutscheine vorgesehen, heit es
in der Schulmail. Folglich geht es um eine Summe von mindestens 60 Millionen
Euro.

Thttps://www.land.nrw/de/pressemitteilung/programm-ankommen-und-aufholen-
startet-landesprogramm-extra-zeit-zum-lernen-wird

2 https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/ministerin-gebauer-wir-unterstuetzen-
unsere-schuelerinnen-und-schueler-beim

3 https://www.schulministerium.nrw/12082021-aktionsprogramm-ankommen-und-
aufholen-fuer-schuelerinnen-und-schueler
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Diese Bildungsgutscheine — so das Ministerium —sollen im Rahmen der indivi-
duellen Férderung durch die Lehrkrafte an einzelne Schiilerinnen und Schiilern
vergeben werden, die liber bestehende Angebote nicht ausreichend gefordert
werden kénnen. Sie kénnen bei zugelassenen externen Anbietern (z.B. Nachhil-
feinstituten) eingeldst werden.

Trotz dieser Ankiindigungen aus dem Sommer ist auf der Internetseite des Mi-
nisteriums nach wie vor nur folgender Hinweis zu finden: , Die Verfahren fiir
die Nutzung der Bildungsgutscheine werden derzeit vorbereitet, eine Ubersicht
der zugelassenen Anbieter in Nordrhein-Westfalen wird in Kiirze hier verof-
fentlicht.

Wir bitten daher um einen schriftlichen Bericht, in dem folgende Fragen beant-
wortet werden:

1. Warum ist es bislang nicht gelungen, die erwahnten Verhandlungen
zum Abschluss zu bringen?

Auf welchem Stand sind die Verhandlungen?

Wann erhalten die Kommunen die zugesagten 60 Millionen Euro?
Stehen die versprochenen Mittel auch im Haushaltsjahr 2022 noch zur
Verfugung?

AW

Mit freundlichen GriiRen

kb

Jochen Ott MdL
Sprecher fiir den Arbeitskreis Schule und Bildung

4 https://www.schulministerium.nrw/extra-geld

Seite 2
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NRW
DIE FRAKTION

SPD

Jochen Ott MdL
Schulpolitischer Sprecher

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Diisseldorf Platz des Landtags 1
40221 Diisseldorf
An die T0211.884-23 23
Vorsitzende des Ausschusses F0211.884-3215
. . jochen.ott@landtag.nrw.de
fiir Schule und Bildung
Frau Kirstin Korte MdL www.spd-fraktion-nrw.de

-per E-Mail-
26. November 2021
Sachstand Externenpriifung web-individualschule

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Aus-
schusses fiir Schule und Bildung am 08. Dezember 2021

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

fiir die Sitzung des Ausschusses fiir Schule und Bildung am 08.12.2021 bitte ich
im Namen der SPD-Landtagsfraktion um einen schriftlichen Bericht der Landes-
regierung zum Thema ,Sachstand Externenpriifung web-individualschule®

Seit 20 Jahren beschult die web-individualschule digital psychiatrisch erkrankte
Kinder und Jugendliche, die keine Regelschule besuchen kénnen. Im Rahmen ei-
ner Kooperation mit Instituten der Weiterbildung wurde es den Schiiler:inen so
ermoglicht, ihren Schulabschluss zu erlangen.

Im letzten Jahr gab es Gesprache zwischen Vertreter:innen der web-individual-
schule, der Bezirksregierung Arnsberg und dem Ministerium fiir Schule und Bil-
dung beziiglich der Zulassung von Schiiler:innen der web-indivdualschule zur
Externenpriifung (PO-Externe-Sl). In den Gesprachen wurde ein Kompromiss
gefunden, welcher in einen Erlasses fiir die Priifungen von Schiiler:innen der
web-individualschule gemiindet ist. Unabhangig vom rechtlichen Status der
web-individualschule sieht der Erlass ein Abweichen vom sogenannten
Wohnortprinzip ' auf Grundlage von §22 PO-Externe-Sl vor, da die web-
individualschule Schiiler:innen aus dem gesamten Bundesgebiet betreut.

' Das Wohnortprinzip sieht gemaR §5 der PO-Externe-Sl vor, dass fiir die Priifungen die
Bezirksregierungen zustandig sind, in deren Gebiet die Bewerber:innen wohnen.
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Auf Grundlage dieses Erlasses fanden in diesem Jahr die Priifungen statt.

Im Rahmen eines Evaluationsgesprachs mit der Bezirksregierung Arnsberg im
November 2021 wurde seitens der Bezirksregierung Arnsberg der gemeinsam
errungene Erlass aufgekiindigt mit der Begriindung, dass eine Priifung von
Schiiler:innen aus dem gesamten Bundesgebiet organisatorisch nicht zu reali-
sieren sei.

Ziel sei es, die Priifungen zukiinftig am jeweiligen Wohnort der Priiflinge durch-
zufiihren. Aufgrund der unterschiedlichen Priifungsinhalte in jedem Bundes-
land werden somit Priiflinge zukiinftig nicht mehr adaquat durch die web-indi-
vidualschule auf ihre Priifungen vorbereitet werden kénnen. Der Beschluss der
Kultusministerkonferenz von 1993 sieht jedoch vor, dass Fernschulen am Sitz der
Fernschule priifen dirfen.

Wir bitten daher um einen schriftlichen Bericht, in dem folgende Fragen beant-
wortet werden:

1. Warum wurde der gemeinsam zwischen der Bezirksregierung Arnsberg,
dem Ministerium fiir Schule und Bildung und der web-individualschule
im Rahmen eines Kompromiss erarbeitete Erlass zur Externenpriifung
von Schiiler:innen der web-individualschule aufgekiindigt?

2. Welche Losungen sieht das Ministerium fiir Schule und Bildung im Rah-

men des KMK-Beschluss von 1993 vor, um den Priiflingen der web-indi-
vidualschule zukiinftig einen Schulabschluss zu erméglichen?

Mit freundlichen GriiRen

kb

Jochen Ott MdL
Sprecher fiir den Arbeitskreis Schule und Bildung

Seite 2
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	– Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von Lehrerinnen und Lehrern (VO DV II) und
	– Verordnung über besondere Zuständigkeiten in der Schulaufsicht (ZustVOSchAuf)
	Unterrichtung

	des Präsidenten des Landtags
	Drucksache 17/15760
	Vorlage 17/6049
	Der Ausschuss stimmt der Vorlage einstimmig zu.



	4 Kinder ernst nehmen – Lernfreude fördern – Bildungsgerechtigkeit herstellen! Schulleitungsvotum der aufnehmenden Schule auf der Grundlage eines aussagekräftigen Grundschulgutachtens als verbindliches Kriterium für die Weiterführung der Schullaufbahn...
	Antrag
	der Fraktion der AfD
	Drucksache 17/15452
	Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durchzuführen. Pro Fraktion kann eine Sachverständige bzw. ein Sachverständiger benannt werden.


	5 Schulbetrieb in Pandemiezeiten
	6 Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen – gesichert, gestärkt und qualitativ verbessert
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/5796
	Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit überein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.


	7 Sachstand Entfall heimatsprachliches Unterrichtsangebot für GrundschülerInnen in Bonn (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6105
	– keine Wortbeiträge


	8 Geplante Bildungsgutscheine im Förderprogramm Extra-Geld (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 2])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6133
	Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit überein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.


	9 Sachstand Exernenprüfung web-individualschule (Bericht beantragt von der SPD [s. Anlage 3])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6146
	Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit überein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.


	10 Behandlung von Petitionsangelegenheiten
	Petition 17-P-2021-15908-01
	Vorlage 17/5694
	Petition 17-P-2020-19679-00

	Vorlage 17/5695
	Der Ausschuss kommt wegen der fortgeschrittenen Zeit überein, den Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Ausschusses zu nehmen.


	11 Verschiedenes
	Der Ausschuss kommt überein, am 18. Januar 2022, 14:00 Uhr, eine Anhörung zum Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der Eigenverantwortung von Schulen (16. Schulrechtsänderungsgesetz), Verordnung zur Anpassung schulrechtlicher Vorschriften, durchzufü...


